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V.	 »Postfordismus« und Gestaltungspolitik 	
(1980er- bis Anfang der 1990er-Jahre)

V.1	 Entwicklung der Branche und Beschäftigung

Die Entwicklung der Automobilbranche war auch nach den Krisen und 
Produktionseinbrüchen in den 1970er- und um die Wende zu den 1980er-
Jahren durch weitreichende Veränderungsprozesse geprägt. Diese Prozes-
se hingen vor allem mit der internationalen Marktlage zusammen, die 
auch die internen, sich teilweise bereits in der vorangegangenen Periode 
abzeichnenden Umstrukturierungen beeinflusste bzw. beschleunigte. Die 
Marktsituation war dabei durch eine Verschärfung der internationalen 
Konkurrenz, die u. a. mit dem Agieren der japanischen Hersteller verbun-
den war und partiell Züge eines Verdrängungswettbewerbs bekam, oder 
auch durch instabile Währungsverhältnisse gekennzeichnet, die sich auf 
die traditionell ausfuhrorientierten deutschen Automobilunternehmen un-
günstig auswirkten.1 Dementsprechend stieg die Pkw-Importquote in der 
Bundesrepublik im Jahre 1986 auf über 35 Prozent, während sie Anfang der 
1970er-Jahre noch ca. 30 und 1978 etwa 28 Prozent betrug.2

Unter diesen Bedingungen waren die jährlichen Produktionszuwächse 
der Automobilindustrie bis zum Ende der 1980er- und Beginn der 1990er-
Jahre nicht ganz konstant und wurden von einzelnen geringeren Produk-

1   | Vgl. Lupa, Markus: Volkswagen Chronik. Der Weg zum Global Player, Wolfs-
burg 2008, S. 120; Hilbig, Wandel, S. 114 f.; Schumann, Michael u. a.: Trendreport 
Rationalisierung. Automobilindustrie, Werkzeugmaschinenbau, Chemische In-
dustrie, Berlin 1994, S. 62–64; Haipeter, Arbeit, S. 336.
2   | Vgl. Nolte, Freihandel, S. 56.
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tionsrückgängen begleitet.3 Der Produktionsstand von 1979 konnte dabei 
erst 1985 übertroffen werden und die Volumenhersteller – Opel, Ford oder 
Volkswagen – waren wie bereits in den früheren Phasen wesentlich stärker 
von den konjunkturellen Schwankungen betroffen.4 Das besonders in der 
zweiten Hälfte der 1980er-Jahre zunehmende Wachstum der Branche wur-
de nach wie vor großenteils vom Export getragen. Die Exportquote nahm 
im Laufe der Dekade im Vergleich zu der Zeit nach dem Kriseneinbruch 
1973/74 zu und betrug Mitte der 1980er-Jahre annähernd 60 Prozent (1979: 
50,8 Prozent; 1988: 57,7 Prozent).5

Vor dem Hintergrund des verstärkten Konkurrenzdrucks verfolgten 
die Automobilunternehmen verschiedene Expansions- und Internationa-
lisierungsstrategien. Dabei wurden zum einen neue Werke auf- und aus-
gebaut.6 Daimler-Benz errichtete Ende der 1980er-Jahre ein Montagewerk 
in Rastatt, das 1992 in Betrieb ging,7 Volkswagen vergrößerte die Kapazi-
täten seines Montagewerks in Belgien, General Motors eröffnete ein neues 
Werk in Spanien und eine Produktionsstätte für Motoren- und Getriebe-
fertigung in Österreich.8 Zum anderen umfasste die Politik der Automo-
bilunternehmen in den 1980er-Jahren Kooperationen, Zusammenschlüsse 
und Übernahmen, sowohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebe-
ne. Während Volkswagen ab 1984 eine Kooperation mit den Betrieben des 
Fahrzeugbaus in der DDR einging, 1985 ein Gemeinschaftsunternehmen 
in China gründete und 1986 den spanischen Hersteller SEAT übernahm,9 

3   | Vgl. etwa die Zahlen bei Lompe, Klaus u. a.: Regionale Bedeutung und Pers-
pektiven der Automobilindustrie. Die Beispiele Südostniedersachsen und Südhes-
sen, Düsseldorf 1991, S. 252; Nolte, Freihandel, S. 56. Zu VW vgl. auch Haipeter, 
Mitbestimmung, S. 124–129.
4   | Vgl. Nolte, Freihandel, S. 55–66.
5   | Vgl. ebd., S. 88.
6   | Vgl. Schumann u. a., Trendreport, S. 48.
7   | Vgl. Fattmann, 125 Jahre, S. 198 f.; Fischer, Karlheinz/Zinnert, Ulrich/Streeb, 
Gerhard: Rastatt – Mythos und Realität. Erfahrungen der Betriebsräte im Werk 
Rastatt der Mercedes-Benz AG, in: Reinhard Bahnmüller/Rainer Salm (Hg.), In-
telligenter, nicht härter arbeiten? Gruppenarbeit und betriebliche Gestaltungs-
politik, Hamburg 1996, S. 46–80, hier S. 46–49.
8   | Vgl. Lompe u. a., Bedeutung, S. 178–180, 213 f.
9   | Vgl. Lupa, Volkswagen Chronik, S. 120–122; Widuckel, Paradigmenentwick-
lung, S. 21; Lompe u. a., Bedeutung, S. 211–215.
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betrieb Daimler-Benz den Ausbau der Firma zu einem »integrierten Tech-
nologiekonzern«. Durch die Übernahme von MTU (Motoren- und Turbi-
nen-Union), Dornier, AEG und MBB (Messerschmitt-Bölkow-Blohm) in 
den Jahren 1985 bis 1987 war die Unternehmensleitung bestrebt, Synergie- 
und Vernetzungseffekte der verschiedenen Technologiebereiche (Trieb-
werkherstellung, Luft- und Raumfahrt, Elektronik, Rüstung) zu erzielen 
und damit die eigene Wettbewerbsfähigkeit zu steigern. Zugleich wurde 
die Automobilproduktion in einen eigenständigen Unternehmensbereich, 
Mercedes-Benz, überführt.10 Auch bei VW bestand das Ziel der Expansion 
in der Sicherung und Stärkung der eigenen Marktposition und Wettbe-
werbsvorteile.11

Die Unternehmensentwicklung bei Opel/General Motors und bei Ford 
verlief demgegenüber im Kontext der eigenen Spezifika. Bei Opel wurde 
die Stellung der deutschen Werke im europäischen Rahmen in den 1980er-
Jahren relativ geschwächt. Ihr Anteil an der europäischen Produktion von 
General Motors nahm im Laufe dieser Dekade von 42 auf 32 Prozent ab; 
die Produktion unterlag von Jahr zu Jahr Schwankungen und stagnierte bis 
zum Ende des Jahrzehnts vorwiegend.12 Auch bei Ford zeigte der Produk-
tionsanteil der deutschen Standorte innerhalb der europäischen Holding-
gesellschaft in den 1980er-Jahren eine sinkende Tendenz. Der Marktanteil 
von Ford in Deutschland verringerte sich in der zweiten Jahrzehnthälfte 
ebenfalls und betrug 1990 nur noch 9,9 Prozent (1984: 12,5 Prozent). 1990 
wurde außerdem die Produktentwicklung in Köln-Merkenich als eigen-
ständiger Standort aufgelöst.13

10   | Vgl. dazu Grunow-Osswald, Wirtschaftskrisen, S.  106 f.; Barth, Peter/Gut-
mann, Thomas: Daimler-Benz und die Rüstung heute, in: Hamburger Stiftung 
für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts, Das Daimler-Benz-Buch, S. 692–706, 
hier S. 693–701; Hauser-Ditz, Axel u. a.: Transnationale Mitbestimmung? Zur Pra-
xis Europäischer Betriebsräte in der Automobilindustrie, Frankfurt a. M./New 
York 2010, S. 84; Fattmann, 125 Jahre, S. 195 f. Aus MTU, Dornier, zwei Bereichen 
der AEG sowie MBB wurde 1989 die Daimler-Benz Aerospace AG (Dasa) gebildet. 
Vgl. u. a. Zeit im Flug 1994. Eine Chronologie der Geschichte der Daimler-Benz 
Aerospace AG, München 1995, S. 50–53.
11   | Vgl. beispielsweise Widuckel, Paradigmenentwicklung, S.  21; Lupa, Volks-
wagen Chronik, S. 120.
12   | Vgl. Lompe u. a., Bedeutung, S. 178, 252.
13   | Vgl. Betriebsrat der Ford-Werke, 60 Jahre, S. 23, 29 f.
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Die Beschäftigtenzahlen in der Branche nahmen nach einer Stagnation 
zu Beginn der 1980er-Jahre besonders etwa zwischen 1982 und 1987 und 
im Übergang zu den 1990er-Jahren zu.14 Bei Volkswagen korrelierten sie 
mit den Produktionszuwächsen, was auf ein Auslaufen der Beschäftigungs-
politik der »mittleren Linie« hindeutete.15 In den Ford-Werken stieg die 
Beschäftigung ebenfalls von ca. 46.000 (1985) auf über 50.000 (1990) an.16 
Bei Opel wich die Entwicklung allerdings auch in dieser Hinsicht von den 
allgemeinen Trends ab. Die Belegschaften wurden um die Mitte und in der 
zweiten Hälfte der 1980er-Jahre erheblich reduziert, wobei das Stammwerk 
Rüsselsheim mit einem Rückgang von etwa einem Drittel (seit Ende der 
1970er-Jahre) überproportional stark betroffen war.17 Dieser Belegschafts-
abbau hing u. a. mit Verlusten, die das Unternehmen in den Jahren 1980/81 
und 1984 bis 1986 gemacht hat, aber auch mit Aus- und Verlagerungen der 
Fertigung und anderer Abteilungen an existierende oder neue Standorte 
innerhalb des Konzerns in Europa zusammen.18

Die Reaktionen der Automobilunternehmen auf die Veränderungen 
der Marktsituation und die Verstärkung des Konkurrenzdrucks beschränk-
ten sich nicht auf Expansion, Auslandsengagement oder Belegschaftsan-
passungen. Sie erstreckten sich auch auf die Produktions- und Produkt-
strukturen, Arbeits- und Betriebsorganisation. Neben der technologischen 

14   | Vgl. beispielsweise die Grafik bei Lompe u. a., Bedeutung, S. 181 sowie Ver-
band der Automobilindustrie: Tatsachen und Zahlen aus der Kraftverkehrswirt-
schaft, 47. Folge (1983), S. 316; 52. Folge (1988), S. 346; 56. Folge (1992), S. 351; 58. 
Folge (1994), S. 259.
15   | Vgl. Lompe u. a., Bedeutung, S. 209.
16   | Vgl. Betriebsrat der Ford-Werke, 60 Jahre, S.  23, 29. Die Zahlen beziehen 
sich auf Lohn- und Gehaltsempfänger sowie Auszubildende. Vgl. auch Thomes, 
Searching for identity, S. 174.
17   | Bei Opel insgesamt belief sich die Belegschaftsreduktion zwischen 1979 und 
1988 auf 22,3 Prozent. Die Zahl der Beschäftigten in Rüsselsheim sank dabei 
etwa von 43.000 auf 30.000. Vgl. Lompe u. a. Bedeutung, S. 181, 188–193; Turner, 
Lowell: Democracy at Work. Changing World Markets and the Future of Labor 
Unions, Ithaca/London 1991, S. 134.
18   | Vgl. Lompe u. a., Bedeutung, S. 181; Turner, Democracy, S. 134. Vgl. auch 
Fetzer, Paradoxes, S. 130.
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Modernisierung und Automatisierung,19 die vor allem den Einsatz von 
Robotertechnologie und Mikroelektronik implizierten, richteten sich die 
Unternehmensbemühungen auf die Aufwertung der Produktqualität, Ver-
ringerung der Fertigungs- und Dienstleistungstiefe sowie eine Steigerung 
der Flexibilität der Arbeits- und Produktionsprozesse.20 Im Hinblick dar-
auf wurden Ansätze einer Just-in-time-Produktion bzw. -Beschaffung oder 
auch die »Strategie der Produktaufwertung« verfolgt.21

Die »Strategie der Produktaufwertung« ging dabei mit der Orientie-
rung an einer »diversifizierten Qualitätsproduktion« einher, die die Ferti-
gung »qualitativ hochwertiger Produkte für anspruchsvoller werdende und 
sich differenzierende Kundenwünsche« umfasste.22 Sie war jedoch in ihrer 
Wirkung begrenzt und tangierte vor allem die Hersteller im gehobenen 
Bereich, wie Daimler-Benz.23 Demgegenüber wurden etwa bei Volkswagen 
die qualitätsbezogenen Elemente im Produktionsprozess im Großen und 
Ganzen kaum aufgewertet und die höheren Qualifikationen nicht systema-
tisch ausgebaut oder genutzt. So blieb auch die Qualitätskontrolle von der 
unmittelbaren Fertigung getrennt, und die tayloristischen Prinzipien und 
hierarchischen Strukturen in der Arbeitsorganisation wurden im Wesent-
lichen aufrechterhalten.24

Gleichwohl gingen die Umstrukturierungsprozesse auf dem Gebiet der 
Arbeitsorganisation im Allgemeinen einerseits mit einer Integration der 
Funktionen und Aufgaben im Bereich der Produktion, Steuerung, Über-
wachung und Instandhaltung, die u. a. als eine »Reprofessionalisierung« der 
Produktionsarbeit erschien, und andererseits mit der Implementierung von 

19   | Aus zeithistorischer Perspektive vgl. Heßler, Martina: Die Halle 54 bei Volks-
wagen und die Grenzen der Automatisierung, in: Zeithistorische Forschungen/
Studies in Contemporary History 11 (2014), S. 56–76.
20   | Vgl. dazu u. a. Schumann u. a., Trendreport, S. 48–61.
21   | Vgl. Nagel, Bernhard/Riess, Birgit/Theis, Gisela: Der Lieferant on line. Just-
in-Time-Produktion und Mitbestimmung in der Automobilindustrie, Baden-Ba-
den 1990; Jürgens, Ulrich/Gutzler, Alfred: Zur ökonomischen Lage und zu den 
Perspektiven der Automobilindustrie, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 38 
(1987), S. 628–640, hier S. 634–636.
22   | Vgl. Schumann u. a., Trendreport, S. 48 f., 62 f. (in Anlehnung an Wolfgang 
Streeck).
23   | Vgl. Kuhlmann, Modellwechsel, S. 121 f.; Schumann u. a., Trendreport, S. 62 f.
24   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 312 f.; Haipeter, Arbeit, S. 336 f.
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solchen Organisationsformen wie Gruppen- und Teamarbeit oder Quali-
tätszirkeln einher.25 Auch die einsetzende oder zunehmende Einführung 
dieser Formen hing mit den Einflüssen der internationalen Konkurrenzsi-
tuation und besonders mit den Markterfolgen der japanischen Automobil-
produzenten zusammen.

Vor dem Hintergrund all dieser Prozesse stellte der Kostendruck bzw. 
die Reduktion der Produktions- und Arbeitskosten einen entscheidenden 
Entwicklungs- und Wirkungsfaktor dar, der auch die Arbeits- und Sozial-
beziehungen im Betrieb in den 1980er-Jahren prägte. An einer Kosten-
senkung waren dabei sowohl die Personalanpassungen als auch die Maß-
nahmen der technologischen und organisatorischen Rationalisierung 
orientiert. In der Erweiterung der Produktionskapazitäten ohne zusätzli-
che Investitionen – wie beispielsweise bei Opel/General Motors durch eine 
Intensivierung des Schichtbetriebs26 – oder in den Diskussionen um und in 
der Implementierung von Cost- und Profit-Centern, die als dezentrale Ein-
heiten die Kostenverantwortung und das Kostenmanagement übernehmen 
und miteinander im Wettbewerb stehen sollten,27 kam eine solche Orien-
tierung in einer kennzeichnenden Weise zum Ausdruck.

Unter diesen Bedingungen sahen sich die Interessenvertretungen kom-
plexen, mehrschichtigen Problemlagen gegenüber. Während die Druck- 
und Einflussmöglichkeiten des Managements, etwa durch Androhung von 
Verlagerungen, Investitionsentzug oder Personalabbau, im Verhältnis zur 
vorangegangenen Periode noch stärker zunahmen, hatten die nationale 
und internationale Standortkonkurrenz sowie die Markt- und Wettbe-
werbssituation in der Autobranche insgesamt eine Spannung zwischen den 
Interessen und Handlungsorientierungen der Beschäftigten auf der Ebene 
des Betriebs, des Unternehmens und der Branche zur Folge, die sich auch in 
den Beziehungen zwischen Belegschaften, Betriebsräten und gewerkschaft-
licher Organisation niederschlug. Die Manifestationen und Auswirkungen 
dieser Spannung bildeten auch in den 1980er-Jahren ein wesentliches Mo-
ment der Mitbestimmungspolitik und -praxis in der Automobilindustrie.

25   | Vgl. u. a. Schumann u. a., Trendreport, besonders S.  54, 57 f., 60 f.; Lompe 
u. a., Bedeutung, S. 215; Haipeter, Arbeit, S. 336.
26   | Vgl. Lompe u. a., Bedeutung, S. 182.
27   | Vgl. Schumann u. a., Trendreport, S. 54, 61 sowie weiter unten, im nächsten 
Abschnitt.
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V.2	 Schwerpunkte und Aufgabenfelder 
des Betriebsratshandelns

Im Kontext der Produktionsschwankungen, technologischen und organi-
satorischen Umstrukturierungen und besonders der verschärften Wettbe-
werbssituation in der Automobilbranche zeichneten sich auch die Praxis-
felder, die Handlungs- und Kompetenzbereiche der Interessenvertretungen 
seit den 1980er-Jahren durch eine quantitative und qualitative Erweiterung 
einerseits sowie durch Schwerpunktverschiebungen und -verlagerungen 
andererseits aus. Im Anschluss an die Entwicklungslinien der vorangegan-
genen Periode, die zum Teil fortgesetzt und zum Teil modifiziert wurden, 
stand der Erhalt der Beschäftigung nach wie vor im Vordergrund der Be-
triebsratsaktivitäten. Unter den Bedingungen eines verstärkten Kosten- 
und Konkurrenzdrucks verband er sich allerdings zunehmend mit dem 
Problem der Standort- und Produktionssicherung, das vielfach einen 
übergreifenden Rahmen für das Handeln der Interessenvertretungen bil-
dete. In einem solchen Rahmen übernahmen die Betriebsräte auch neue, 
erweiterte Aufgaben und setzten sich mit den Wirkungen und Beeinflus-
sungsmöglichkeiten der unternehmerischen und betrieblichen Rationali-
sierungsprozesse auseinander. Darüber hinaus umfasste ihre Tätigkeit auch 
Fragestellungen und Themengebiete, die im Zuge des sozioökonomischen 
bzw. gesamtgesellschaftlichen Wandels seit den späten 1960er- und frühen 
1970er-Jahren neu aufkamen und zunehmend auch in die gewerkschaft-
liche Politik Eingang fanden.

Im Zusammenhang der Branchenentwicklung wurden die Interessen-
vertretungen vor allem mit der Frage der Kostensenkung konfrontiert. Vor 
dem Hintergrund der Marktlage und der voranschreitenden Internationa-
lisierungsprozesse richtete sich die Politik der Automobilunternehmen auf 
die Reduzierung der Produktions- und besonders der Arbeitskosten in den 
einzelnen Werken. Diese Situation ermöglichte es den Geschäftsleitungen, 
die Notwendigkeit der Kostenreduzierung als Druckmittel einzusetzen 
und damit weitgehende Zugeständnisse aufseiten der Arbeitnehmerver-
tretungen zu erreichen. So stimmte der Ford-Betriebsrat 1985 im Kontext 
der Auseinandersetzungen um die geplante bzw. angedrohte Verlagerung 
der Produktentwicklung nach Großbritannien einem Fünf-Jahres-Restruk-
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turierungsplan des Unternehmens zu, der neben dem Personalabbau auch 
Einsparungen bei Löhnen und Sozialleistungen vorsah.28

Solche Kürzungen und Einsparungen hingen u. a. mit Versuchen der 
Unternehmensleitungen zusammen, die Effekte der von der IG Metall im 
Jahre 1984 durchgesetzten Arbeitszeitverkürzung zu neutralisieren.29 Die 
Arbeitszeitflexibilität wurde somit seit der Mitte der 1980er-Jahre zu einer 
gewichtigen Forderung des Managements gegenüber den Beschäftigten 
und ihren Vertretungen. Sowohl bei Ford als auch etwa bei Opel wurden 
am Ende des Jahrzehnts in einzelnen Werken und Abteilungen die Maschi-
nenlaufzeiten und die Wochenendarbeit erweitert, oder es wurde der Drei-
schichtbetrieb eingeführt.30 Auch bei Volkswagen sah das Kostensenkungs-
programm des Managements im Jahre 1987 Einschnitte bei Pausenzeiten 
vor.31 Durch die Zustimmung zu solchen Maßnahmen – unbeschadet des 
zeitweiligen Protests oder Widerstands – handelten die Betriebsräte Inves-
titionszusagen, die Sicherung des Produktionsvolumens oder Standortga-
rantien für die eigenen Werke aus und leisteten dabei aus ihrer Sicht einen 
wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Wettbewerbsposition dieser 
Werke.

Die Erhöhung der Wettbewerbsvorteile und die entsprechende Vermin-
derung der Nachteile, die im Mittelpunkt der Unternehmenspolitik stan-
den, wurden auch zu einem maßgeblichen Ziel und Motiv des Betriebsrats-
handelns. Die Aktivitäten der Interessenvertretungen wurden unter diesen 
Bedingungen auf Bereiche und Felder ausgeweitet, die herkömmlich eher 
zu den Kompetenzgebieten des Managements gehörten. Die Betriebsräte 
bei Ford und Opel brachten beispielsweise Vorschläge zur Verbesserung 
und Optimierung der Produktion und Kosteneffizienz, die sich u. a. auf 
die Fabrikanlagen und den Schichtenplan bezogen, zur Verjüngung der 

28   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S. 47, 130; Fetzer, Europäisierung, S. 298.
29   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S. 47. Zur Politik der IG Metall in den 1980er-Jahren 
im Hinblick auf die Arbeitszeitverkürzung (35-Stunden-Woche) und zu den da-
mit verbundenen Auseinandersetzungen vgl. als Überblick Industriegewerkschaft 
Metall, Vorstand, 100 Jahre, S. 512–539.
30   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S. 130; Bierwirth, Waltraud: Wie Opel seine Beleg-
schaften erpresst. Bis zur Kinderarbeit?, in: Der Gewerkschafter 37 (1989), H. 4, 
S. 27.
31   | Vgl. Turner, Democracy, S. 121.
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Belegschaft – wiederum zwecks Erhöhung der Investitionschancen – oder 
zur Reform der Zinspolitik der Ford-Kreditbank ein.32

Die Beteiligung an einem solchen »Mikromanagement« der Produk-
tion und ihrer Effektivität seitens der Betriebsräte ging mit der Analyse 
und dem Vergleich der Kapazitäten und des Produktionsumfangs in den 
verschiedenen Werken, besonders im Kontext von Auslagerungsplänen 
und -prozessen, einher.33 Dadurch waren die Interessenvertretungen auch 
in Fragen der Investitionsplanung und -verteilung involviert. Bei Audi 
beteiligten sich die Betriebsräte bereits seit Ende der 1970er-Jahre an In-
vestitionsanalysen, in denen vor allem die möglichen Auswirkungen der 
(geplanten) Investitionen auf die Beschäftigung, Qualifikation und Ent-
lohnungsstrukturen eine zentrale Rolle spielten. Änderungen und Ergän-
zungen vonseiten der Interessenvertretung konnten dabei noch im Vorfeld 
der Aufsichtsratsentscheidungen berücksichtigt werden.34 Auch bei Ford 
erarbeitete der Betriebsrat um die Mitte der 1980er-Jahre regelmäßig »alter-
native« Investitionspläne und unterbreitete Vorschläge zur Verbesserung 
der Stellung der deutschen Werke innerhalb der Unternehmensstrukturen 
in Europa. Diese Aktivitäten hatten allerdings auch einen fordspezifischen 
Hintergrund, da die Investitionspläne des Betriebsrats vorwiegend zur Auf-
deckung der Fehlerhaftigkeit oder gar »Manipulationen« in den Kosten-
kalkulationen der europäischen Holdinggesellschaft im Hinblick auf die 
deutschen Standorte dienten.35

Insgesamt bezog sich das Handeln der Betriebsräte auf diesem Gebiet 
vor allem auf die Probleme der Kosteneffizienz, deren beschäftigungs- und 
leistungsbezogene Aspekte im Mittelpunkt standen. Mit diesen Proble-
men hingen auch die Fragen der Rationalisierung zusammen, die einen 
weiteren Tätigkeitsschwerpunkt der betrieblichen und gewerkschaftlichen 
Interessenvertretungen in der Automobilindustrie in den 1980er-Jahren 

32   | Vgl. Fetzer, Europäisierung, S. 299; Fetzer, Paradoxes, S. 135.
33   | Vgl. ebd., S. 66, 134 f.
34   | Vgl. Hoff, Andreas: Vorausschauende Personalplanung in der Automobil-
industrie. Das Beispiel der Audi/NSU/Auto Union AG, in: Die Mitbestimmung 29 
(1983), S. 304–309; Pitz, Karl H.: Investitionsanalyse: Mitbestimmung mit Inhalt 
füllen, in: Die Mitbestimmung 29 (1983), S. 569–571; Pitz, Karl: Rückgrat für die 
Personalplanung, in: Der Gewerkschafter 32 (1984), H. 1, S. 38 f.
35   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S. 133 f.
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bildeten.36 Während die Auswirkungen der technologischen Rationalisie-
rung traditionell zu den Themenfeldern und Handlungsbereichen der Be-
triebsräte und der Gewerkschaft gehörten, wurde die Auseinandersetzung 
mit den Rationalisierungsprozessen im Bereich der Arbeits- und Produk-
tionsorganisation zu einem Gebiet, auf dem der Wandel der Interessenver-
tretungspolitik und -praxis besonders markant hervortrat.

V.2.1	Mitbestimmungspolitik im Umfeld  
der technologischen und organisatorischen Rationalisierung

Bei der Rationalisierung im technologischen Bereich zielte die Politik der 
Betriebsräte, wie auch in den früheren Perioden, in erster Linie auf die 
Abmilderung und Abfederung bzw., wie im Falle von Volkswagen, auf 
die »soziale Beherrschbarkeit« von Rationalisierungsfolgen.37 Die Ratio-
nalisierungsvereinbarungen, die zwischen Interessenvertretungen und Ge-
schäftsleitungen in den 1980er-Jahren abgeschlossen wurden, implizierten 
im Hinblick darauf einen Schutz der Belegschaften vor Abgruppierungen, 
Lohnverlusten oder Entlassungen infolge der Einführung von neuen Tech-
nologien.38 Bei Opel sah die Betriebsvereinbarung aus dem Jahre 1984 etwa 
eine Lohn- und Gehaltssicherung, aber auch eventuelle Umschulungs-
maßnahmen bei Rationalisierungsvorhaben vor und enthielt eine – wenn 
auch unverbindliche  – Zusage des Managements, aus Anlass von Ratio-
nalisierungsinvestitionen keine Entlassungen vorzunehmen.39 Ähnliche, 
allerdings in ihrer Reichweite und Verbindlichkeit weiter gehende Bestim-
mungen enthielt auch der sogenannte »Technik-Tarifvertrag« bei VW von 
1987.40

36   | Vgl. beispielsweise Pries, Ludger: Rationalisierungstendenzen und Qualifi-
kationswandel in der westdeutschen Automobilindustrie (= Sozialforschungsstel-
le Dortmund, Ergänzungsmaterialien, Bd. 10 C), Dortmund 1987.
37   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 202 f. u. ö.
38   | Vgl. z. B. Turner, Democracy, S. 129, 141, 146.
39   | Vgl. Betriebsvereinbarung der Adam Opel AG über Personalmaßnahmen im 
Zusammenhang mit Rationalisierungsinvestitionen, in: Die Mitbestimmung 30 
(1984), S. 224; mit kritischen Akzenten Opel-Betriebsvereinbarung zur Rationali-
sierung: Ein einmaliger Vertrag?, in: Express, 21. Mai 1984, Nr. 5, S. 15.
40   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 229 f.; Andresen, Mitbestimmen, S. 42.
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Ein bedeutendes Element der Vereinbarungen zum Rationalisierungs-
schutz wie der Rationalisierungspolitik der Interessenvertretungen im 
Ganzen stellten deren Rechte und Einflussmöglichkeiten dar. Während 
der Betriebsrat bei Opel im Wesentlichen Informations- und Beratungs-
rechte im Hinblick auf Rationalisierungsmaßnahmen erlangte, konnte der 
VW-Betriebsrat bereits frühzeitig in die Planung und Beratung von Ra-
tionalisierungsvorhaben einbezogen werden und sich weitreichende Mit-
bestimmungsrechte sichern.41 In solchen erweiterten Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrechten, besonders in Bezug auf die Planungsphase dieser 
Vorhaben, die vielfach auf die VW-spezifische Ausformung der industriel-
len Beziehungen zurückgingen, deuteten sich ansatzweise auch Verschie-
bungen in den Orientierungen der Interessenvertretungspolitik an. Neben 
die Schutz- und Kontrollfunktion traten zunehmend Bestrebungen, die 
Gestaltung von Arbeitsbedingungen und -organisation in qualitativer Hin-
sicht zu beeinflussen.42 Ihren deutlichsten Ausdruck fanden diese durch 
die Erfahrungen der krisenhaften Entwicklung der Branche und einzelnen 
Unternehmen Ende der 1970er- und zu Beginn der 1980er-Jahre vermit-
telten Bestrebungen in den Aktivitäten der Betriebsräte auf dem Gebiet 
der organisatorischen Rationalisierung, die mit der Einführung und Er-
probung neuer Arbeits- und Interaktionsformen im Produktionsprozess 
einherging.

Die organisatorische Rationalisierung und die betrieblichen Interakti-
ons- und Austauschprozesse, durch welche ihre Implementierung begleitet 
wurde, hatten mehrere wesentliche Aspekte. Zum einen hingen sie, wie 
bereits die Rationalisierung im technologischen Bereich, mit dem Prob-
lem der wirtschaftlichen Effizienz unter dem Druck der Kostensenkung 
und des Wettbewerbs zusammen. Zum anderen besaß die organisatorische 
Rationalisierung eine qualitative Dimension, die die Arbeitsvorgänge und 
das Arbeitsumfeld tangierte und kommunikationsbezogene Implikatio-
nen hatte. Zum dritten erwiesen sich die Mitbestimmungsstrukturen und 
-verhältnisse sowie die Stellung des Betriebsrats als repräsentative Vertre-
tung der Beschäftigteninteressen gegenüber dem Management und dem 
Betrieb – im Vergleich zum technologischen Bereich noch stärker und auf 

41   | Vgl. z. B. Haipeter, Mitbestimmung, S. 229–235.
42   | Vgl. ebd., S. 203–205, 208, 221–223.
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einer anderen Ebene – als zentrale Elemente der Auseinandersetzungen um 
Prozesse und Konzepte dieser Rationalisierungsform.

Die Kostenoptimierungsstrategien bildeten den Hintergrund der Ra-
tionalisierungsbemühungen auch auf dem Gebiet der Arbeitsorganisation. 
Es war der Produktivitäts- und Kostenvorsprung der japanischen Auto-
mobilindustrie, der diese Bemühungen in den automobilproduzierenden 
Unternehmen in Deutschland maßgeblich beförderte.43 Die Umstruktu-
rierung der Arbeitsprozesse und die Einführung neuer Arbeitsformen er-
schienen als Möglichkeiten oder Instrumente, diesen Vorsprung zu verrin-
gern. Während aufseiten der Geschäftsleitungen vor allem der Aspekt der 
Produktivitätssteigerung und Konkurrenzfähigkeit im Vordergrund stand, 
richteten sich die Intentionen der Betriebsräte in erster Linie auf die Verän-
derung des Arbeitscharakters – die Abkehr von der strikten Arbeitsteilung 
und den Tätigkeitswechsel – und damit auf die Verminderung der Arbeits-
monotonie und die Erhöhung der Qualität von Arbeit als Tätigkeit.

Zugleich wurde die Stärkung der Wettbewerbsposition der Unterneh-
men auch von den Interessenvertretungen als strategisches Ziel akzeptiert 
und verfolgt, stellte sie doch aus deren Perspektive die Grundlage für den 
Beschäftigungserhalt und die Besitzstandssicherung dar.44 Zwischen die-
sem Ziel, das Kostensenkungen implizierte, und den qualitativen Forde-
rungen der Betriebsräte und der Gewerkschaft im Bereich der Rationalisie-
rung entwickelte sich ein Spannungsverhältnis, das auf unterschiedlichen 
Ebenen die Form von Zielkonflikten annehmen konnte.45 Auch im Ver-
hältnis zum Management hatte die organisationsbezogene Rationalisie-
rungspolitik der Betriebsräte eine Änderung der Interaktionsmuster zur 

43   | Zur »Japan-Diskussion« der 1980er-Jahre vgl. beispielsweise Dohse, Knuth/
Jürgens, Ulrich/Malsch, Thomas: Vom »Fordismus« zum »Toyotismus«? Die Or-
ganisation der industriellen Arbeit in der japanischen Automobilindustrie, in: 
Leviathan 12 (1984), S. 448–477 sowie – in internationaler Perspektive – Wannöf-
fel, Manfred: Sachzwang Japan. Zum arbeitsorganisatorischen Umbruch in der 
internationalen Automobilindustrie, Münster 1991. Vgl. auch Elis, Volker: Von 
Amerika nach Japan und zurück. Die historischen Wurzeln und Transformatio-
nen des Toyotismus, in: Zeithistorische Forschungen/Studies in Contemporary 
History 6 (2009), S. 255–275.
44   | Vgl. Widuckel, Paradigmenentwicklung, S.  21; Turner, Democracy, S.  121; 
Haipeter, Mitbestimmung, S. 202.
45   | Vgl. z. B. ebd.
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Folge. Durch die gestaltungspolitische Orientierung, das Betreiben der 
Gestaltungspolitik als »präventiver Schutzpolitik«,46 wurden die Ausein-
andersetzungen und Konflikte mit der Geschäftsleitung zu »Gestaltungs-
konflikten«, in denen der Betriebsrat eine aktive Rolle spielte und mit sei-
nen Forderungen alternative Pläne, Konzepte und Vorschläge einbrachte.47 
Dabei konnte sich, wie im Falle von Volkswagen, gleichsam eine »Inno-
vationskonkurrenz« mit dem Management entwickeln.48 Ausprägungen, 
Intensität und Wirkungen der Spannungen und Konflikte um die Imple-
mentierung der organisatorischen Rationalisierung in den Betrieben der 
Automobilindustrie hingen allerdings auch hier von den Besonderheiten 
der betrieblichen Sozialordnungen ab.

Zu den zentralen Formen der organisatorischen Rationalisierung auf 
Betriebsebene gehörten verschiedene Varianten von Qualitätszirkeln und 
Gruppenarbeit. Vor dem Hintergrund der japanischen Erfahrungen und 
Produktionskonzepte erhoffte sich das Management von ihrer Übernahme 
und Einführung eine weitgehende Produktivitäts-, Qualitäts- und Effizienz-
steigerung. Dementsprechend richteten sich die Ziele der Qualitätszirkel – 
neben oder vielmehr im Rahmen der Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit – auf die Erhöhung der Arbeitszufriedenheit, -motivation und des 
Kostenbewusstseins sowie auf die Aktivierung der Eigeninitiative der Be-
schäftigten. Durch die Förderung der Identifikation mit der Arbeit und dem 
Betrieb sowie der kooperativen Beziehungsformen sollten auch potenzielle 
Konflikte entschärft werden (»Kooperation statt Konfrontation«).49

In einem solchen Kontext kamen bereits seit den späten 1970er-Jahren 
in den Betrieben der Automobilindustrie arbeitsorganisatorische Formen 
wie Lernwerkstätten, Werkstatt- und Aktionskreise u. Ä. auf, die sich an 
Qualitätszirkelprinzipien orientierten.50 Sie liefen im Wesentlichen auf 

46   | Ebd., S. 205.
47   | Vgl. ebd., S. 226.
48   | Vgl. ebd., S. 236.
49   | Vgl. z. B. Pusch, Manfred/Volkert, Klaus/Uhl, Hans-Jürgen: Qualitätszirkel/
Werkstattkreise/Aktionskreise der Volkswagenwerk AG. Erfahrungen des Be-
triebsrats, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 34 (1983), S. 740–745, hier S. 740 f.; 
Haipeter, Mitbestimmung, S. 210 f., 213.
50   | Vgl. Schultz, Ferdinand: Arbeitnehmerbeteiligung am Arbeitsplatz. Eine 
empirische Untersuchung zur Arbeitnehmerbeteiligung in Qualitätszirkeln bei 
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eine Organisation des Arbeits- bzw. Interaktionsprozesses hinaus, bei der 
sich mehrere Beschäftigte in regelmäßigen Abständen trafen, um themen-
bezogen unter Anleitung eines Moderators in der Produktion entstandene 
Probleme zu diskutieren und nach den am besten geeigneten Lösungen 
zu suchen. Solche Zirkel oder Kreise stellten damit ein Element oder eine 
neue Form der Personalpolitik dar und standen im Kontext des Human-
Resource-Managements der Unternehmen.51

Vor diesem Hintergrund nahm die Gewerkschaft in der ersten Hälfte 
der 1980er-Jahre eine vorwiegend kritische bis ablehnende Haltung gegen-
über den Qualitätszirkeln ein. Sie wurden vielfach als Instrument des 
Managements, als »Sozialtechnik« und als Versuch, »die Betroffenen zu 
Beteiligten« zu machen, aufgefasst.52 Zu dieser Haltung trug auch der mit-
bestimmungspolitische Aspekt der Zirkel bei, da die repräsentative Interes-
senvertretung hierbei hinter dem unmittelbaren Kontakt der Arbeitnehmer 
mit den Vorgesetzten gewissermaßen zurücktrat. Die Arbeitnehmerbetei-
ligung erschien folglich als »funktionales Element« der Rationalisierung, 
bei der das Bedürfnis der Beschäftigten »nach Selbstverwirklichung am 
Arbeitsplatz« ausgenutzt wurde.53 Im Hinblick darauf kam in der Position 
und im Handeln der betrieblichen Arbeitnehmervertretungen im Zusam-
menhang mit den Qualitätszirkeln in einer bezeichnenden Weise die Span-
nung zwischen den unternehmens- oder betriebsbezogenen, mit der Be-
schäftigungssicherung verbundenen Interessen und den gewerkschaftlich 

der Volkswagen AG, Frankfurt a. M. u. a. 1992, S. 15; Hilbig, Wandel, S. 159 f.; 
für verschiedene VW-Werke Greifenstein, Ralph/Jansen, Peter/Kißler, Leo: Ge-
managte Partizipation. Qualitätszirkel in der deutschen und der französischen 
Automobilindustrie, München/Mering 1993, S. 97–100.
51   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 210. Vgl. allgemein auch Schmidt, Rudi/
Trinczek, Rainer: Der Betriebsrat als Akteur der industriellen Beziehungen, in: 
Müller-Jentsch, Konfliktpartnerschaft (1999), S. 103–128, hier S. 118–120; Pong-
ratz, Hans J.: Human Ressource Management, in: Hirsch-Kreinsen/Minssen, Le-
xikon der Arbeits- und Industriesoziologie, S. 256–262.
52   | Vgl. z. B. Hildebrandt, Eckart/Seltz, Rüdiger: Informationstechnologische 
Rationalisierung und industrielle Beziehungen: Thesen zu einem Vergleich 
zwischen Automobilindustrie und Maschinenbau, in: Georg Aichholzer/Gerd 
Schienstock (Hg.), Arbeitsbeziehungen im technischen Wandel. Neue Konflikt-
linien und Konsensstrukturen, Berlin 1989, S. 89–114, hier S. 107 f., 111.
53   | Pusch/Volkert/Uhl, Qualitätszirkel, S. 743; Haipeter, Mitbestimmung, S. 213.
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vermittelten, auf die Aufrechterhaltung und Stärkung der repräsentativen 
Mitbestimmung gerichteten Zielsetzungen zum Ausdruck, die durch die 
intermediäre Stellung der Institution Betriebsrat bedingt war.

Wie sich die Tätigkeit der Interessenvertretungen in Auseinanderset-
zung mit der Politik und den Konzepten des Managements in Bezug auf 
die Qualitätszirkel (und später oder überlappend auch die Gruppenarbeit) 
entwickelte und änderte und wie jene Spannung ausgeglichen wurde, zeig-
te sich besonders deutlich am Beispiel von Volkswagen. Die Fragen der 
Arbeitsorganisation im Kontext der Rationalisierungsprozesse gewannen 
in der Betriebsratspraxis in erster Linie um die Mitte und in der zweiten 
Hälfte der 1980er-Jahre eine maßgebliche Bedeutung, während in den vor-
angegangenen Jahren eher Probleme der Arbeitsbelastung und Arbeitsbe-
dingungen einen zentralen Platz einnahmen und gleichzeitig erste Vorläu-
fer der Zirkel, als Informations- und Lernwerkstätten oder Werkstattkreise, 
vom Unternehmen etabliert wurden.54

Der Betriebsrat wurde dabei zwar in der VW-Mitbestimmungstradition 
über die Einführung dieser Kreise vom Management informiert, jedoch 
stand ihnen die Interessenvertretung anfangs eher abwartend gegenüber. 
Mit der Einrichtung der Werkstätten und Kreise sah sie sich, u. a. im Kontext 
der gewerkschaftlichen Positionen, mit dem Problem der Vereinbarkeit von 
repräsentativer Mitbestimmung und direkter Arbeitnehmerbeteiligung 
sowie der Dominanz der managementbestimmten Ziele konfrontiert.55 
Bezweckte das Unternehmen durch die Übernahme japanischer Organi-
sationsmodelle vornehmlich eine Verringerung des Rückstands gegenüber 
Japan unter Beibehaltung einiger wesentlicher Interaktions- und Struktur-
prinzipien im betrieblichen Arbeitsprozess, trat der Betriebsrat nunmehr 
mit eigenen Forderungen und Konzepten auf, die Taylorismus-kritisch aus-
gerichtet waren.56

In einem solchen Zusammenhang und vor dem Hintergrund der Ge-
fahren einer Leistungsintensivierung kritisierte und problematisierte die 
Interessenvertretung die einseitige Orientierung der Qualitätszirkel und 
der Beteiligung der Beschäftigten in diesen Zirkeln an den Interessen des 

54   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S.  208–210; Pusch/Volkert/Uhl, Qualitäts-
zirkel, S. 741.
55   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 212 f.
56   | Vgl. ebd., S. 214 f.
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Managements. In einem Forderungspapier aus dem Jahre 1983 verlangte 
sie etwa eine Garantie für die Teilnahme des Betriebsrats und der Vertrau-
ensleute an den Zirkeln, Abstimmen deren Teilnehmerzahl mit dem Be-
triebsrat und einen Verzicht auf Themenvorgaben durch das Management 
oder auf die Auswahl der Moderatoren aus Vorgesetzten.57 Im Presswerk 
in Wolfsburg wurden als gewerkschaftlich orientierte Gegenreaktion auf 
die vom Management bestimmten Werkstattkreise sogenannte Aktions-
kreise eingerichtet, die auf Vorschlag der Vertrauensleute und annähernd 
repräsentativ in Bezug auf die Belegschaftsstruktur gebildet wurden und 
im Sinne der Interessenvertretung eigene Themenvorschläge – die beson-
ders soziale Problemlagen beinhalteten – einbrachten.58 In der Politik der 
Interessenvertretung im Umfeld der Einführung der Qualitätszirkel mani-
festierte sich der Übergang zu einer aktiven, eigenständigen Gestaltungs-
politik im Bereich der Arbeitsorganisation.

Kritik, Vorstöße und Forderungen des Betriebsrats bildeten den Hinter-
grund auch bei seinen Verhandlungen mit der Geschäftsleitung über eine 
Betriebsvereinbarung zu Qualitätszirkeln (»VW-Zirkeln«), die 1986 abge-
schlossen wurde. In dieser Vereinbarung spiegelten sich besonders deut-
lich das Spannungsfeld zwischen verschiedenen Interessen, in dem sich der 
Betriebsrat bewegte, aber auch die kompromissorientierten, sozialpartner-
schaftlich ausgerichteten Einstellungen der Arbeitnehmervertretung und 
ihrer Praxis wider.59 Auf der einen Seite wurde in der Betriebsvereinbarung 
als Ziel der VW-Zirkel neben der Steigerung der Qualität und Arbeitszu-
friedenheit auch die Erhöhung der Konkurrenzfähigkeit festgeschrieben, 
d. h. eine Zwecksetzung, die vom Interesse des Unternehmens ausging und 
auch vom Betriebsrat – im Rahmen eines »inhaltlich erneuerten Produk-
tivitätspakts« im Kontext der Krisenerfahrungen der späten 1970er- und 

57   | Vgl. Volkert, Klaus/Uhl, Hans-Jürgen/Widuckel-Mathias, Werner: Qualitäts-
zirkel in der Automobilindustrie – Gefahren und Chancen. Erfahrungen aus der 
Sicht des Betriebsrats der Volkswagen AG, in: Die Neue Gesellschaft/Frankfur-
ter Hefte 34 (1987), S. 154–159, hier S. 154 f.; Pusch/Volkert/Uhl, Qualitätszirkel, 
S. 744; Haipeter, Mitbestimmung, S. 213 f.
58   | Vgl. Pusch/Volkert/Uhl, Qualitätszirkel, S. 743; Haipeter, Mitbestimmung, 
S. 213.
59   | Zur Einordnung der VW-Zirkel in unterschiedliche Qualitätszirkelkonzepte 
vgl. u. a. Schultz, Arbeitnehmerbeteiligung, S. 69–74. Vgl. auch Greifenstein/Jan-
sen/Kißler, Partizipation, S. 95–107.
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frühen 1980er-Jahre60 – akzeptiert wurde. Auf der anderen Seite ließen sich 
Freiwilligkeit und Hierarchiefreiheit als Funktionsprinzipien der Zirkel, 
umfassende Information und Abstimmung mit den Betriebsräten vor Ort, 
deren Beteiligung an den Zirkeln, deren Einfluss auf die Ausbildung der 
Moderatoren und die Wahl der Arbeitsmethoden sowie Qualifizierungs-
maßnahmen für die Beschäftigten absichern.61 Dadurch konnten wesent-
liche Forderungen der Interessenvertretung durchgesetzt und Elemente 
des gewerkschaftlichen Humanisierungsprogramms in die Gestaltung der 
VW-Zirkel eingebracht werden.62

Im Verhältnis zu gewerkschaftlichen Positionen wurden dabei aufseiten 
des Betriebsrats zugleich Verschiebungen in den Einstellungen und Hand-
lungsansätzen deutlich. Die Verhinderungsstrategien im Hinblick auf die 
Qualitätszirkel wurden von der Interessenvertretung nicht verfolgt, diese 
selbst wurden dementsprechend nicht mehr abgelehnt, sondern als eine 
Möglichkeit angesehen, offensiv und aktiv die Organisation des Arbeits-
prozesses zu beeinflussen bzw. zu gestalten, den tayloristischen Organi-
sationsformen entgegenzuwirken und die negativen Auswirkungen der 
Arbeitsteilung zu überwinden.63 Durch eine solche Einbeziehung der Zir-
kel in eine aktive und offensive Interessenvertretungspolitik wurde auch 
die eigentliche mitbestimmungsbezogene Ebene der neuen Arbeitsorgani-
sationsformen tangiert. Mit der Sicherung der umfassenden Beteiligung 
und Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats bei der Einführung und Ge-
staltung der Zirkel konnten diese als eine »Erweiterung der repräsentativen 
Mitbestimmung« und eine Form der Mitbestimmung am Arbeitsplatz an-
gesehen und interpretiert werden, die auch innerhalb der Gewerkschaften 

60   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 218.
61   | Vgl. Abrolat, Rita/Schultz, Ferdinand: Arbeitnehmerbeteiligung durch VW-
Zirkel. Erfahrungen aus Sicht des Betriebsrats der Volkswagen AG, in: Leo Kißler 
(Hg.), Management und Partizipation in der Automobilindustrie. Zum Wandel 
der Arbeitsbeziehungen in Deutschland und Frankreich, Frankfurt a. M./New 
York 1992, S. 89–98, hier 91–93; Haipeter, Mitbestimmung, S. 218 f.; Hildebrandt/
Seltz, Rationalisierung, S. 109 f. Den Text der Vereinbarung vgl. bei Volkert/Uhl/
Widuckel-Mathias, Qualitätszirkel, S. 156 f. 
62   | Vgl. Hildebrandt/Seltz, Rationalisierung, S. 109 f.
63   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S.  214–219. Zum Spannungsfeld von VW-
Mitbestimmungspraxis bei der Einführung der Qualitätszirkel und gewerkschaft-
lichen Einstellungen vgl. auch Hildebrandt/Seltz, Rationalisierung, S. 110–112.
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um die Mitte der 1980er-Jahre als ein Konzept für eine dritte Mitbestim-
mungsebene erneut diskutiert wurde.64

In der Praxis trat dieser Charakter der VW-Zirkel, die weder als reines 
Instrument des Managements noch als unmittelbarer, genuiner Bestand-
teil der gewerkschaftlich orientierten Mitbestimmungsarbeit erschienen,65 
deutlich hervor. Im Rahmen der Tätigkeit in den Zirkeln ergaben sich 
vielfach Funktionsüberschneidungen mit den betrieblichen Mitbestim-
mungsorganen, und sie stellten sich u. a. als Ergänzung und Entlastung 
der Betriebsratsaktivitäten dar.66 Dennoch erwies sich die Entwicklung der 
VW-Qualitätszirkel als wenig nachhaltig. Nach einem kurzen Aufschwung 
traten ihre Implementierung und ihr Einsatz gegen Ende der 1980er-Jah-
re zurück. Diese Entwicklung hing im Wesentlichen damit zusammen, 
dass trotz der Aktivitäten der Interessenvertretung die Zirkel vornehmlich 
eine – zeitlich begrenzte – Ergänzung, eine »Parallelorganisation« und kei-
ne grundsätzliche Alternative zu den tayloristischen Organisationsformen 
blieben. Dementsprechend nahm ihre Relevanz in der Politik des Betriebs-
rats relativ ab, und seine Bemühungen richteten sich stärker auf die Imple-
mentierung von solchen Formen und Konzepten der Arbeitsorganisation, 
die, wie etwa Gruppenarbeit, auf die Umgestaltung des unmittelbaren Ar-
beits- und Fertigungsprozesses hinausliefen und mit denen auch die Quali-
tätszirkel verbunden werden konnten.67

Gruppenarbeitsmodelle waren in der Entwicklung der Automobil-
industrie nicht neu. Bereits in den 1970er-Jahren waren sie auch bei Volks-
wagen im Rahmen des Programms zur »Humanisierung des Arbeitslebens« 

64   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S.  214–216. Zur DGB-Diskussion um die 
Mitbestimmung am Arbeitsplatz vgl. exemplarisch Leminsky, Gerhard: Mitbe-
stimmung am Arbeitsplatz. Erfahrungen und Perspektiven, in: Gewerkschaftli-
che Monatshefte 36 (1985), S. 151–161; allgemein auch Kißler/Greifenstein/Schnei-
der, Mitbestimmung, S. 118–134.
65   | Vgl. Schultz, Arbeitnehmerbeteiligung, S. 149.
66   | Vgl. besonders Greifenstein, Ralph/Kißler, Leo: Die Entwicklung der be-
trieblichen Arbeitsbeziehungen durch Kooperation. Das Bespiel Volkswagen: 
Untersuchungsergebnisse zu den VW-Zirkeln, in: Kißler, Management und Parti-
zipation in der Automobilindustrie, S. 99–122, hier S. 110–112, 118 f. (am Beispiel 
des VW-Werks Kassel).
67   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 220–221. Vgl. auch Andresen, Mitbestim-
men, S. 70.
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erprobt worden.68 In den 1980er- und 1990er-Jahren wurden sie, wiederum 
vor dem Hintergrund der »japanischen Herausforderung«, erneut aufge-
griffen. Unter Gruppenarbeit wurden dabei solche Organisationsformen 
subsumiert, bei denen im Rahmen einer Arbeitsgruppe verschiedene 
Teilaufgaben zu einem gemeinsamen, von Gruppenmitgliedern in einem 
Arbeitswechsel zu realisierenden Arbeitsinhalt zusammengeführt wurden. 
War die Gruppe selbststeuernd angelegt, konnte sie die Inhalte, den Pro-
zessablauf und den Wechsel der Arbeitstätigkeiten weitgehend eigenstän-
dig gestalten.69

Wie bei den Qualitätszirkeln trat der VW-Betriebsrat im Rahmen 
einer aktiven Gestaltungspolitik auch im Hinblick auf die Einführung 
von Gruppenarbeit im Unternehmen mit eigenen Konzepten auf. Diese 
Konzepte waren in ihrer Stoßrichtung den Intentionen und Plänen des 
Managements entgegengesetzt, sodass sich die Konflikte mit der Geschäfts-
leitung in diesem Zusammenhang um unterschiedliche Interpretationen 
oder Typen der Gruppenarbeit bewegten.70 Bis zur Mitte der 1980er-Jah-
re waren es in der Automobilindustrie vielfach die IG Metall und die be-
trieblichen Interessenvertretungen, die sich für die Implementierung von 
Gruppenarbeitsmodellen als Antwort auf Rationalisierungskampagnen 
der Geschäftsleitungen, im Kontext von Rationalisierungsschutz und For-
derungen nach entsprechenden Qualifizierungsstrategien, einsetzten. In 
der zweiten Hälfte des Jahrzehnts trat zunehmend auch das Interesse des 
Managements an der Anwendung gruppenförmiger Arbeitsorganisations-
modelle als ein Instrument der Rationalisierung und Flexibilisierung  – 
ähnlich den Qualitätszirkeln –, das zur Erhöhung der Produktivität und 
Arbeitszufriedenheit bzw. zur Nutzbarmachung von Innovations- und Ko-

68   | Vgl. Kap. IV.2.2.
69   | Vgl. beispielsweise Buhmann, Heinrich/Mihr, Karl-Heinz: Erfahrungen mit 
Gruppenarbeit bei Volkswagen, in: Siegfried Roth/Heribert Kohl (Hg.), Perspek-
tive: Gruppenarbeit, Köln 1988, S. 138–152, hier S. 138; Muster, Manfred: Zum 
Stand der Gruppenarbeit in der Automobilindustrie der Bundesrepublik, in: ebd., 
S. 259–281, hier S. 259; Muster, Manfred/Wannöffel, Manfred: Gruppenarbeit in 
der Automobilindustrie, Bochum 1989, S.  39. Als Überblick vgl. auch Ramge, 
Ulrich: Aktuelle Gruppenarbeitskonzepte in der deutschen Automobilindustrie 
(= Hans-Böckler-Stiftung, Manuskripte 123), Düsseldorf 1993.
70   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 236.
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operationspotenzialen der Beschäftigten und deren Selbstverantwortung 
im Arbeitsprozess diente, hervor.71

So wurde von der VW-Unternehmensleitung 1987 ein Konzept erarbei-
tet, das eine weitgehende Umstrukturierung der Betriebs- und Arbeits-
organisation vorsah. Es implizierte Elemente einer organisatorischen De-
zentralisierung und lief in vielerlei Hinsicht auf eine Ökonomisierung des 
Handelns und der Interaktionen im Unternehmen auf verschiedenen Ebe-
nen und in unterschiedlichen Bereichen hinaus.72 Im Mittelpunkt stand da-
bei die Einrichtung von sogenannten Cost-Centern, die als neue Organisa-
tionseinheiten autonom die Kostenverantwortung übernehmen, differente 
Funktionen integrieren und nach marktmäßigen Prinzipien funktionieren 
sollten. Die Gruppenarbeit stellte in diesem Konzept – ebenfalls wie bereits 
im Falle der Qualitätszirkel – keinen Ersatz, sondern ein Komplement der 
tayloristischen Organisationsformen dar; die Gruppen selbst erschienen 
als eine Art »Mini-Cost-Center«.73 Auch die Fließbandfertigung und Takt-
bindung sowie etwa die betrieblichen Hierarchie- und Kontrollstrukturen 
wurden dabei beibehalten. Der Gruppensprecher sollte Teil dieser Struktu-
ren werden; Autonomie, Handlungs- und Entscheidungsfreiheit der Grup-
pen und ihre interne Funktionsintegration blieben eingeschränkt. Ein 
solches Konzept erwies sich als ein »flexibler Taylorismus« und entsprach 
dem »strukturkonservativen« Modell der Gruppenarbeit, das vor allem von 
Geschäftsleitungen präferiert und verfolgt wurde.74

71   | Vgl. Turner, Democracy, S.  111–113; Haipeter, Mitbestimmung, S.  240; 
Bahnmüller, Reinhard: Konsens perdu? Gruppenarbeit zwischen Euphorie und 
Ernüchterung, in: Bahnmüller/Salm, Intelligenter, nicht härter arbeiten?, S. 9–30, 
hier S. 12 f. Zur Position der IG Metall vgl. die »12 Eckpunkte zur Gruppenarbeit«: 
Muster/Wannöffel, Gruppenarbeit, S. 39–54 (Kurzfassung auch bei Muster, Man-
fred: Team oder Gruppe? Zum Stand der Sprachverwirrung über die »Gruppen-
arbeit«, in: Manfred Muster/Udo Richter [Hg.], Mit Vollgas in den Stau. Automo-
bilproduktion, Unternehmensstrategien und die Perspektiven eines ökologischen 
Verkehrssystems, Hamburg 1990, S.  108–127, hier S.  124–127; im Kontext von 
Volkswagen Haipeter, Mitbestimmung, S. 243 f.).
72   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 238 f.
73   | Vgl. ebd., S. 239 f.
74   | Vgl. ebd., S.  241 f. Zur Unterscheidung von »strukturkonservativer« und 
»strukturinnovativer« Gruppenarbeit vgl. u. a. Gerst, Detlef u. a.: Gruppenarbeit 
in den 90ern. Zwischen strukturkonservativer und strukturinnovativer Gestal-
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Die Implementierung dieses Konzepts stand den Zielsetzungen der 
Interessenvertretung entgegen. Ihre Bestrebungen richteten sich dem-
gegenüber auf eine »gruppenorientierte Requalifizierung der Produktions-
arbeit«75 und die Realisierung eines »strukturinnovativen« Modells, das 
eine Abkehr vom Taylorismus und Fordismus im Bereich der Arbeitspro-
zesse und ihrer Organisation implizierte. So enthielt das Positionspapier 
der vom VW-Gesamtbetriebsrat eingesetzten Kommission Gruppenarbeit 
Forderungen nach Freiwilligkeit, Belastungswechsel, gegenseitiger soli-
darischer Unterstützung und gleichem Entlohnungsniveau innerhalb der 
Gruppen, nach Qualifizierung der Gruppenmitglieder in fachlicher und 
sozialer Hinsicht, regelmäßigen Gruppengesprächen und der Einbindung 
der Gruppen in das betriebliche System der Beschäftigtenvertretung. Die 
Arbeitsgruppen sollten weitreichende selbstständige Kompetenzen und 
Entscheidungsbefugnisse etwa im Hinblick auf personal-, zeit- und leis-
tungsbezogene Fragen erhalten und damit zu »selbstregulierenden Einhei-
ten« werden.76

Dieses Modell sah ebenfalls eine Dezentralisierung vor, die allerdings 
einen »Gegenentwurf« zu der vom Management verfolgten und vor allem 
kostenorientierten Dezentralisierungsstrategie darstellte.77 Die einzelnen 
Gruppenarbeitsprojekte, die um die Mitte der 1980er-Jahre in den VW-
Werken Kassel und Salzgitter erprobt wurden, enthielten gleichwohl noch 
vielfach Elemente des »strukturkonservativen« Musters. Zwar wurden da-
bei, vor allem in der Motorenmontage, ganzheitliche Arbeitssysteme mit 
einheitlichen Qualifikationen (»Anlagenführer«) geschaffen. Die Eintei-
lung und der Wechsel der Arbeit oder die Qualifikationserfordernisse in 

tungsvariante, in: SOFI-Mitteilungen 22 (1995), S.  39–64; Schumann, Michael/
Gerst, Daniel: Produktionsarbeit  – Bleiben die Entwicklungstrends stabil?, in: 
Jahrbuch für sozialwissenschaftliche Technikberichterstattung 1996. Schwer-
punkt: Reorganisation, Berlin 1997, S. 131–167; Kuhlmann, Martin: Erfahrungen 
mit neuen Arbeitsformen in der Automobilindustrie. Bedingungen strukturinno-
vativer Gruppenarbeit, in: Bahnmüller/Salm, Intelligenter, nicht härter arbeiten?, 
S. 112–139. Vgl. auch Schumann, Michael/Gerst, Detlef: Innovative Arbeitspoli-
tik – Ein Fallbeispiel. Gruppenarbeit in der Mercedes-Benz AG, in: SOFI-Mittei-
lungen 24 (1996), S. 35–52.
75   | Haipeter, Mitbestimmung, S. 224.
76   | Vgl. ebd., S. 243–245.
77   | Vgl. ebd., S. 225.
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den Gruppen wurden jedoch, wie der Gesamtbetriebsrat in seiner Analyse 
kritisierte, von Vorgesetzten bestimmt. Zudem wurden die Durchführung 
von regelmäßigen Gruppengesprächen oder ein einheitliches Entlohnungs-
niveau nicht gewährleistet, sodass die Gruppen keine »selbstregulierenden 
Einheiten« bilden konnten.78 Bezeichnenderweise waren solche Elemente 
bereits während der Durchführung des Gruppenarbeitsexperiments in 
Salzgitter im Rahmen des Programms zur Humanisierung des Arbeitsle-
bens in den 1970er-Jahren hervorgetreten, bei der sich ebenfalls substan-
zielle Konflikte zwischen dem Management und dem Betriebsrat entwi-
ckelten und schließlich zur Beendigung des Experiments mit beitrugen.79

Am Ende der 1980er-Jahre hatten die Diskrepanz zwischen den Inten-
tionen, Vorstellungen und Forderungen der Interessenvertretung und der 
Geschäftsleitung im Hinblick auf die Gruppenarbeitsformen sowie die 
Konflikte um deren Einsatz, die daraus resultierten, nunmehr zur Folge, 
dass erst im Jahre 1990 eine Rahmenvereinbarung zur Gruppenarbeit bei 
VW abgeschlossen werden konnte. Als solche und als »kleinster gemeinsa-
mer Nenner« enthielt sie allerdings keine weitreichenden Regelungen, son-
dern steckte nur die allgemeinen Bedingungen, Verhandlungs- und Durch-
führungsmodi ab, wenngleich der Zuständigkeitsbereich der Gruppen 
konkretisiert und die Realisierung von Pilotprojekten möglich gemacht 
wurde.80 In der Kompromisshaftigkeit und kooperativen Ausrichtung die-
ser Vereinbarung spiegelte sich erneut die spezifische Beschaffenheit der 
industriellen Beziehungen bei Volkswagen im Kontext der verstärkten Ra-
tionalisierungsprozesse und des organisatorischen Wandels wider.

Die betrieblichen Sozialordnungen stellten somit auch bei der Einfüh-
rung und Erprobung von Gruppenarbeitsprojekten in den Betrieben der 
Automobilindustrie einen bedeutenden Einfluss- und Bestimmungsfaktor 
dar.81 Bei Daimler- bzw. Mercedes-Benz ermöglichte z. B. die relativ starke 
Stellung der Interessenvertretung den Abschluss einer Betriebsvereinba-

78   | Vgl. ebd., S.  246. Vgl. auch Buchholz, Goetz: »Das geistige Potenzial be-
kommt VW gratis mitgeliefert«. Erfahrungen mit der Gruppenarbeit bei VW Salz-
gitter – eine Recherche, in: Die Mitbestimmung 35 (1989), S. 464–467; Eckardt, 
Qualifiziert diskutieren, S. 102–112.
79   | Vgl. Kap. IV.2.2.
80   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 248–250.
81   | Vgl. etwa die exemplarischen Betriebsbeispiele bei Turner, Democracy.
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rung zur Gruppenarbeit, in der sich die Unternehmensleitung verpflichte-
te, nicht nur wirtschaftliche Ziele zu verfolgen, sondern auch eine systema-
tische Verbesserung der Arbeitssituation zu gewährleisten. Der Betriebsrat 
akzeptierte seinerseits die Forderung nach einer Erhöhung der Produktivi-
tät in den Gruppen,82 wodurch auch hier der Kompromisscharakter sowohl 
dieser Vereinbarung wie der Beziehungen der Interessenvertretung zum 
Management explizit wurde. Bei der technischen und organisatorischen 
Umstrukturierung im Unternehmen konnten u. a. eine Verminderung der 
Überkopfarbeit und anderer körperlicher Belastungen, größere Arbeitszyk-
len und eine Verringerung der Monotonie erreicht werden.83 Die Gruppen 
waren »teilautonom«, direkte und indirekte (vor allem Organisation, In-
standhaltung, Kontrolle) Aufgaben wurden in ihnen integriert, wobei der 
Gruppensprecher moderierende und organisierende Funktionen erfüllen 
und gegenüber Vorgesetzten als Ansprechpartner fungieren sollte.84

Der Gesamtbetriebsrat und die Gewerkschaft wurden Ende der 1980er-
Jahre auch in die Planung und Gestaltung des neuen Mercedes-Benz-Werks 
in Rastatt einbezogen, das 1992 in Betrieb ging. Bei der Arbeitsgestaltung 
im Werk wurde die Fließbandarbeit reduziert, in einzelnen Bereichen 
traten stattdessen an die Stelle von Einzelarbeitsplätzen am Band mehre-
re »Montageboxen«, in denen parallel in Kleingruppen an der stehenden 
Karosserie gearbeitet wurde. Vorschläge des Betriebsrats konnten dabei zu 
einem großen Teil berücksichtigt werden.85 Auch bei Ford oder Opel grif-
fen die Betriebsräte aktiv in die Planungen zur Gestaltung der Arbeitsorga-
nisation ein und forderten, teilweise noch in der ersten Hälfte der 1980er-
Jahre, den Einsatz von Gruppenarbeitsmodellen. Gleichzeitig lehnten sie 
die vornehmlich an den Interessen des Managements orientierten Grup-
penkonzepte ab und kritisierten etwa – wie noch im Kontext der Gruppen-

82   | Vgl. Springer, Roland: Neue Formen der Arbeitsorganisation  – Ursachen, 
Ziele und aktueller Stand in der Mercedes-Benz AG, in: Leo Kißler (Hg.), Toyotis-
mus in Europa. Schlanke Produktion und Gruppenarbeit in der deutschen und 
französischen Automobilindustrie, Frankfurt a. M./New York 1996, S. 61–79, hier 
S. 77.
83   | Vgl. ebd., S. 63 f.
84   | Vgl. Fattmann, 125 Jahre, S. 151; Springer, Formen, S. 69 f.
85   | Vgl. Fischer/Zinnert/Streeb, Rastatt, S. 46–49; Fattmann, 125 Jahre, S. 152; 
Lucy, Kämpfen, S. 92–94. Vgl. auch Endres/Wehner, Es gibt keine Stunde Null, 
S. 638.
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arbeitsprojekte der 1970er-Jahre  – Tendenzen zur Temposteigerung und 
zum Leistungsdruck in solchen Gruppen oder zur Segmentierung der Be-
legschaft im Betrieb.86

Im Bochumer Opel-Werk wurde beispielsweise 1988 eine Absprache 
mit dem Management über ein Gruppenarbeitspilotprojekt getroffen. Im 
Jahre 1991 schloss der Gesamtbetriebsrat eine Betriebsvereinbarung ab, 
in der die Einführung von Gruppenarbeitsformen für alle Werke geregelt 
wurde.87 Dabei ließ sich zwar ein Qualifizierungsprogramm für Manage-
ment und Gruppenmitarbeiter implementieren und ein selbstregulierter 
Arbeitsplatzwechsel innerhalb der Gruppen erreichen, die Takt- und die 
Fließbandbindung der Arbeit wurden aber beibehalten. Der Betriebsrat 
konnte allerdings seine Stellung als Mitbestimmungsorgan, unbeschadet 
der Ergänzung durch die unmittelbare Beteiligung innerhalb der Gruppen 
und der potenziellen Vertretungskonkurrenz, im Rahmen eines »neuen 
Aufgabenarrangements« weitgehend festigen. Er wurde bzw. blieb eine 
»Bündelungsstelle« für Interessen, Erfahrungen und Probleme der Grup-
penmitglieder und eine Instanz, die diese Interessen und Erfahrungen in 
Verhandlungen mit der Geschäftsleitung geltend machte.88

Gleichwohl wurde auch bei Opel die Abhängigkeit der Modi und 
Resultate der Einführung von Gruppenarbeit von den betrieblichen 
Handlungskonstellationen deutlich: Durch Fraktionierungen und Kon-
flikte innerhalb der Bochumer Interessenvertretung wurde deren Durch-
setzungsfähigkeit beeinträchtigt. Während die Betriebsratsmehrheit 1984 
durchaus eigenständige Pläne zur neuen Organisation der Arbeit in der 
Lackiererei entwickelte und einbrachte, konnte das Management vor dem 
Hintergrund der internen Auseinandersetzungen und Kämpfe im Betriebs-
rat vor allem das eigene Konzept realisieren.89 Auch bei Ford in Köln ar-
beitete der Betriebsrat in der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre ein eigenes 

86   | Vgl. Minssen, Heiner/Howaldt, Jürgen/Kopp, Ralf: Gruppenarbeit in der 
Automobilindustrie. Das Beispiel Opel Bochum, in: WSI Mitteilungen 44 (1991), 
S. 434–441, hier S. 435; Turner, Democracy, S. 141 f., 147.
87   | Vgl. Minssen/Howaldt/Kopp, Gruppenarbeit, S. 436. Den Text der Verein-
barung vgl. in: Tore schießen. Gruppenarbeit bei Opel, in: Express, 17. Juni 1991, 
Nr. 6, S. 10. Vgl. auch Turner, Democracy, S. 131–133.
88   | Vgl. Minssen/Howaldt/Kopp, Gruppenarbeit, S. 439–441.
89   | Vgl. Turner, Democracy, S. 130.

https://doi.org/10.14361/9783839434093-006 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839434093-006
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


»Postfordismus« und Gestaltungspolitik (1980er- bis Anfang der 1990er-Jahre)

247

Konzept für die Implementierung der Gruppenarbeit aus, das von Chan-
cen und Möglichkeiten dieser Form der Arbeitsorganisation für die Steige-
rung der Autonomie, beruflichen Kompetenzen und Qualifikationen der 
Beschäftigten ausging und eine weitgehende Aufhebung der Arbeitsteilung 
und der hierarchischen Beziehungen zwischen unterschiedlichen Qualifi-
kationsniveaus innerhalb der Gruppen sowie einen Anspruch auf beruf-
liche Qualifizierung vorsah.90 Dieses Konzept wurde der Geschäftsleitung 
1988 als Vorschlag zu einer Rahmenvereinbarung vorgelegt. Da Ford im 
Hinblick auf Gruppenarbeit zunächst eine abwartende Haltung einnahm, 
konnte eine Betriebsvereinbarung erst 1992 abgeschlossen werden.91

Insgesamt wurden Gruppenarbeitsprojekte als neue Formen der 
Arbeitsorganisation in der zweiten Hälfte der 1980er- und Anfang der 
1990er-Jahre in den meisten Unternehmen und Betrieben der Automobil-
industrie implementiert. Der Anteil der Beschäftigten in der Branche, die 
in solchen Projekten bzw. unter den Bedingungen solcher Organisations-
formen arbeiteten, betrug 1990 allerdings schätzungsweise nur ungefähr 
vier Prozent. Erst mit Beginn der 1990er-Jahre stieg er an und erreichte 
1994 22,4 Prozent.92 Gleichwohl wurde um die Mitte der 1990er-Jahre 
eine Stagnation bzw. ein Rückgang der  – sich stärker zwischen den Be-
trieben differenzierenden  – Gruppenarbeit als Arbeitsorganisationsform 
deutlich. Enthielten die Gruppenarbeitsprojekte auch in den 1980er- und 
frühen 1990er-Jahren vielfach strukturkonservative Elemente, traten nun 

90   | Vgl. Kuckelkorn, Wilfried: Wege zur Gruppenarbeitsorganisation, in: Roth/
Kohl, Perspektive: Gruppenarbeit, S. 95–99.
91   | Vgl. Betriebsrat der Ford-Werke Köln, 60 Jahre, S. 24, 30; Freels, 80 Jahre, 
Tafel 39.
92   | Vgl. Bahnmüller, Konsens perdu?, S. 9. 1994 arbeiteten bei Opel 31,6 Prozent, 
bei Mercedes-Benz 10,1 Prozent, bei VW 7,9 Prozent und bei Ford lediglich 1,3 
Prozent der Beschäftigten in Gruppenarbeit. Bezogen auf Arbeiter betrugen diese 
Anteile entsprechend 39,6 Prozent, 15,2 Prozent, 10,4 Prozent und 1,6 Prozent. 
Vgl. Roth, Siegfried: Wiederentdeckung der eigenen Stärke? Lean-Production-
Konzepte in der deutschen Automobilindustrie, in: Kißler, Toyotismus in Euro-
pa, S. 109–139, hier S. 123. Einen Überblick über Automobilbetriebe, in denen 
in den 1970er- und 1980er-Jahren ausgehend von Initiativen der betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Interessenvertretungen Gruppenarbeit implementiert 
wurde, und über deren Formen, vgl. bei Muster, Zum Stand der Gruppenarbeit, 
S. 262–266.
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zunehmend Tendenzen zu einer Re-Taylorisierung der Arbeitsverhältnisse 
und Arbeitsorganisation hervor.93 Im Hinblick darauf ist es bezeichnend, 
dass das Projekt der Boxenmontage im Werk Rastatt bereits nach wenigen 
Jahren eingestellt und die Produktion wieder fließbandförmig organisiert 
wurde  – auch wenn der Betriebsrat mit eigenen Gestaltungsvorschlägen 
gegenzusteuern versuchte und einige Kompromisse, etwa im Hinblick auf 
die Verminderung von Überkopfarbeit und die Beibehaltung von »Min-
destbedingungen von Gruppenarbeit«, erreichen konnte.94

V.2.2	Neue Themen- und Tätigkeitsbereiche der Interessenvertretungen

Bildete die technologische und organisatorische Rationalisierung im Zu-
sammenhang der Kosteneffektivierung, des Wettbewerbsdrucks und der 
Standortsicherung ein zentrales Gebiet, auf dem sich der Übergang von 
der passiven Schutz- und Kontroll- zur aktiven Gestaltungspolitik der In-
teressenvertretungen manifestierte, wurden die Handlungsbereiche der 
Betriebsräte ab den 1980er-Jahren auch durch das Hinzutreten neuer The-
menfelder erweitert, die durch die sozioökonomischen und soziokulturel-
len Wandlungsprozesse bedingt waren. Auch im Hinblick auf diese Felder 
spielten die Interessenvertretungen eine aktive Rolle und hatten einen sig-
nifikanten Anteil an deren Gestaltung. Es waren vor allem die Themen der 
Frauenförderung und der Ökologie, die im Betriebsratshandeln eine zu-
nehmende Bedeutung gewannen und mit teilweise spannungsvollen Ent-
wicklungsprozessen innerhalb der Interessenvertretungen einhergingen.

Waren Frauen in betrieblichen Interessenvertretungen oder Mitbe-
stimmungsgremien und in den Gewerkschaften – namentlich der IG Me-
tall  – im Ganzen traditionell unterrepräsentiert, gewannen die gewerk-
schaftliche Frauenarbeit und Frauenförderung seit den 1970er-Jahren eine 
steigende Relevanz.95 Vor dem Hintergrund der Veränderungen in der So-

93   | Vgl. Roth, Siegfried: Gruppenarbeit in der Autoindustrie. Stand und Pers-
pektiven, in: Bahnmüller/Salm, Intelligenter, nicht härter arbeiten?, S. 140–152, 
hier S. 141–145; Bahnmüller, Konsens perdu?, S. 17–21.
94   | Vgl. Fischer/Zinnert/Streeb, Rastatt, S. 73–78; Fattmann, 125 Jahre, S. 152.
95   | Vgl. z. B. Industriegewerkschaft Metall, Vorstand, 100 Jahre, S.  489–492; 
allgemein auch Hemmer, Hans-Otto/Milert, Werner/Schmitz, Kurt Thomas: 
Gewerkschaftliche Politik unter der konservativ-liberalen Regierung seit 1982, 
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zial-, Bildungs- und Beschäftigungsstruktur, aber auch im »Zeitgeist« der 
bundesrepublikanischen Gesellschaft96 schlug sich diese Entwicklung auch 
in der Arbeit der Betriebsräte in der Automobilindustrie nieder. Die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf bzw. eine Erhöhung des Frauenanteils 
wurden zu Zielsetzungen und Forderungen der Interessenvertretungen 
und konnten, so etwa bei Daimler-Benz oder Volkswagen, in Verhandlun-
gen mit und teilweise mit Unterstützung von Geschäftsleitungen zumin-
dest in einigen Aspekten realisiert werden.

Die Betriebsvereinbarung zu »Familie und Beruf«, die bei Daimler-
Benz 1989 abgeschlossen wurde, sah beispielsweise einen Anspruch der im 
Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmerinnen auf Wiedereinstellung 
im Laufe von sieben Jahren nach der Geburt des ersten Kindes sowie die 
Möglichkeit von Qualifizierungsmaßnahmen für den Wiedereinstieg in 
den Beruf vor.97 Auch bei Volkswagen setzten sich die Betriebsräte für eine 
stärkere Repräsentanz der Frauen in allen Bereichen und auf allen Ebenen 
des Unternehmens sowie für flexible Arbeitszeitregelungen für Frauen ein. 
Vom Gesamtbetriebsrat wurden spezielle Kommissionen zur Gleichstel-
lung bzw. Frauenförderung eingerichtet, die Vorschläge zu einem »Frau-
enförderplan« erarbeiteten. Die ebenfalls 1989 abgeschlossene Betriebs-
vereinbarung legte das Ziel der Steigerung des Frauenanteils fest und sah 
spezielle Qualifizierungsmaßnahmen für Frauen bei Betriebsveränderun-
gen technologischer oder organisatorischer Art vor.98 Mit diesen Aktivi-
täten wurde ein neues Handlungsfeld der Interessenvertretungen etabliert, 
dessen Stellenwert in den darauffolgenden Perioden zunahm, spiegelte es 
doch auch den Wandel der betrieblichen Arbeits- und Wahrnehmungswel-
ten wider.

Die Themen der Ökologie und des Umweltschutzes waren demgegen-
über in der Interessenvertretungspolitik mit Spannungen und Zielkon-
flikten verbunden. Während der betriebliche Umweltschutz – der als ein 

in: Hemmer/Schmitz, Geschichte der Gewerkschaften in der Bundesrepublik, 
S. 415–458, hier S. 447.
96   | Vgl. als Überblick Schildt, Axel: Die Sozialgeschichte der Bundesrepublik 
Deutschland bis 1989/90, München 2007, S. 55–57, 64–66; Rödder, Andreas: Die 
Bundesrepublik Deutschland 1969–1990, München 2004, S. 22–30.
97   | Vgl. Lucy, Kämpfen, S. 176 f.
98   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 251–254.
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Element des Arbeitsschutzes begriffen werden konnte – auch in früheren 
Perioden einen relevanten Teil der Betriebsratstätigkeit darstellte, waren es 
in den 1970er- und 1980er-Jahren zunächst vorwiegend oppositionelle bzw. 
linke Betriebsräte, die die übergreifenden Fragen der Umweltverschmut-
zung oder der Zukunft des Autos und des Verkehrs thematisierten. Akzep-
tierten beispielsweise noch in der ersten Hälfte der 1980er-Jahre die VW-
Betriebsräte die zunehmende Automobilproduktion als alternativlos,99 
wurden innerhalb der Interessenvertretung bei Opel in Rüsselsheim bzw. 
von deren Vorsitzendem Richard Heller die »Grenzen des Wachstums« und 
seine negativen Folgen, das Verkehrsaufkommen und der Umgang mit Na-
turressourcen hinterfragt und problematisiert. In diesem Kontext traten 
die Rüsselsheimer Betriebsräte etwa für eine Beschränkung der Geschwin-
digkeit und alternative Verkehrskonzepte ein und diskutierten Fragen, die 
sich auf alternative Produkte oder Technologien bezogen.100

Eine solche Problematisierung bedeutete zugleich kein Zurücktreten 
der traditionellen, »genuinen« Zielsetzungen der Interessenvertretung, 
die vor allem auf den Beschäftigungs- und Standorterhalt gerichtet waren. 
Vielmehr ging sie mit Ansätzen oder Bestrebungen einher, beide Orien-
tierungen – etwa im Sinne einer »Versöhnung von Ökonomie und Öko-
logie« – zu integrieren und miteinander zu vereinbaren.101 Diese Ansätze 
griffen trotz der in ihnen angelegten Spannung in den Interessenvertretun-
gen immer mehr Platz, sodass auch bei VW ungefähr oder spätestens ab 
Mitte der 1980er-Jahre die Umweltfragen zu einem festen Bestandteil der 
Betriebsratspolitik werden konnten. Mit ihrer Aufnahme in die Arbeit der 
Ausschüsse wurden sie als betriebliches und zum Teil auch betriebsüber-
greifendes Handlungsfeld verankert, in dem ebenfalls die aktive, gestal-
tungsorientierte Rolle der Interessenvertretung zum Ausdruck kam.102 So 

99   | Vgl. Doleschal/Dombois, Wohin läuft VW?, S. 271 f.; M. Schwarz, Grenzen, 
S. 127–129.
100   | Vgl. Fortschritt heißt nicht nur Geschwindigkeit, S. 625–628; Von grünen 
Gedanken befallen. SPIEGEL-Redakteur Stephan Burgdorff über den Opel-Be-
triebsrat Heller, in: Der Spiegel 38/1982, S. 99–103, hier S. 99, 102 f.; M. Schwarz, 
Grenzen, S. 128; Vgl. auch Franz, Klaus: Ökologisch und zukunftsorientiert. Ein 
Szenario für die Opelstadt Rüsselsheim, in: Express, 15. Oktober 1990, Nr. 10, S. 5.
101   | Vgl. z. B. Von grünen Gedanken befallen, S. 102 f.
102   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 254–258.
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beschäftigte sich der Betriebsrat in diesem Zusammenhang mit dem Prob-
lem der Reduzierung der Schadstoffe und deren Ausstoßes bei der Produk-
tion oder aber auch mit einer ökologischen Gestaltung der Verkehrssyste-
me, womit er entsprechende gewerkschaftliche Konzepte gewissermaßen 
vorwegnahm.103

Im Hinblick darauf stellten auch diese Entwicklungen Äußerungen eines 
Wandels innerhalb der Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungen 
dar, der neben den sozioökonomischen und soziokulturellen mit generatio-
nellen Faktoren zusammenhing.104 Mit der Änderung der gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen, in erster Linie im Hinblick auf sozialstrukturelle 
Trends (Tertiarisierung), Produktions- und Konsummodi, Werthaltungen, 
aber auch dem Aufkommen und der Etablierung von neuen sozialen Be-
wegungen wurden auch die Gewerkschaften in die Umbruchsprozesse 
einbezogen. Während ein Großteil ehemals oppositioneller Strömungen 
wieder integriert wurde, wurden die Themen der neuen sozialen Bewe-
gungen, wie bereits am Beispiel der Frauenförderung oder der Ökologie 
deutlich wurde, innergewerkschaftlich aufgenommen bzw. aufgegriffen, 
obgleich das Verhältnis der Gewerkschaften zu diesen Bewegungen nicht 
unproblematisch blieb.105 Im Hinblick darauf bildete der Auftritt des in die 

103   | Vgl. ebd., S. 255–257; als Beispiel vgl. auch Widuckel-Mathias, Werner: Für 
ein ökologisches Gesamt-Verkehrssystem, in: Muster/Richter, Mit Vollgas in den 
Stau, S. 190–198.
104   | Vgl. u. a. die Hinweise bei Turner, Democracy, S.  122, 135; allgemein im 
Kontext der Professionalisierung auch Milert/Tschirbs, Demokratie, S. 632 f.
105   | Vgl. dazu etwa Müller-Jentsch, Gewerkschaftliche Politik, S. 409–411; Frie-
del, Massenintegrationsapparat, S. 96–104. Zur Umwelt- und Ökologiepolitik der 
Gewerkschaften vgl. Schmidt, Eberhard: Arbeit und Natur. Die Gewerkschaften 
vor der ökologischen Herausforderung, in: Bremes/Schumacher, Mit der Vergan-
genheit in die Zukunft, S. 165–182; am Beispiel der IG Chemie Schmidt, Eber-
hard: Umweltvorsorge als Gestaltungsaufgabe. Gewerkschaftliche Antworten auf 
die ökologische Herausforderung, in: Klaus Tenfelde (Hg.), Ein neues Band der 
Solidarität. Chemie – Bergbau – Leder: Industriearbeiter und Gewerkschaften in 
Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg, Hannover 1997, S. 223–236; für die IG 
Metall exemplarisch Industriegewerkschaft Metall (Hg.): Umweltschutz zwischen 
Reparatur und realer Utopie. Wege aus der Bedrohung. Materialband Nr. 1 der 
Diskussionsforen »Die andere Zukunft: Solidarität und Freiheit«, Köln 1988; all-
gemein auch Hildebrandt, Eckart/Schmidt, Eberhard: Ökologie und Ökonomie: 
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Gewerkschaft wiederaufgenommenen Willi Hoss auf dem IG-Metall-Ge-
werkschaftstag 1989, bei dem u. a. ökologisch akzentuierte Fragen – wie 
etwa die Übertragung der Mittbestimmungsrechte auf das Produkt (zur 
Verminderung von Umweltschäden) oder die Notwendigkeit eines ökolo-
gischen Umbaus der Industriegesellschaft und die daraus resultierenden 
potenziellen Konflikte zwischen Arbeitsplatz- und Umweltschutz – zur 
Sprache kamen, eine sinnbildliche Äußerung dieser Wandlungsprozes-
se.106

Eine weitere, signifikante und folgenreiche Ausweitung der Tätigkeits-
bereiche der Interessenvertretungen, die vielfache qualitative Implika-
tionen hatte, stellte die Internationalisierung der Themenfelder, Ansatz-
punkte und Wirkungsbereiche der Betriebsratspolitik wie der industriellen 
Beziehungen insgesamt dar. Diese Internationalisierung war zum einen 
strukturell angelegt und in der Entwicklung der Branche begründet. In 
dieser Hinsicht gehörte die Auseinandersetzung mit international orien-
tierten Fragen bereits in den vorangegangenen Jahrzehnten zu den Akti-
vitäten der Interessenvertretungen, so beispielsweise bei Ford, Opel oder 
VW. Zum anderen bedeutete die Internationalisierung aber auch das Auf-
kommen einer neuen Regulierungs- und Handlungsebene in den Bezie-
hungen zwischen betrieblichen und überbetrieblichen Akteuren. Dabei 
konnten sowohl das Verhältnis von Betriebsrat und Management, wie in 
einer spezifischen Weise bei Ford, als auch Bestrebungen, Lösungskonzep-
te und Konfliktaustragungsstrategien der Interessenvertretungen interna-
tionalisiert werden. In einem solchen Kontext wurden bei Volkswagen im 
Konflikt um die Polo-Verlagerung nach Spanien in den Jahren 1986 bis1988 
die auf die Bewältigung der früheren Unternehmenskrisen zurückgehen-
den Konzepte eines solidarischen Beschäftigungsausgleichs zwischen den 
Standorten auf die internationalen Problem- und Strukturkonstellationen 

Ein neues Spannungsfeld der industriellen Beziehungen, in: Müller-Jentsch, Kon-
fliktpartnerschaft (1991), S. 275–299.
106   | Vgl. Industriegewerkschaft Metall: 16. ordentlicher Gewerkschaftstag der 
Industriegewerkschaft Metall für die Bundesrepublik Deutschland, 22. bis 28. Ok-
tober 1989. Protokoll, Frankfurt a. M. 1989, besonders S. 122 f.; Hoss, »Komm ins 
Offene, Freund«, S. 101 f. Willi Hoss sprach als Bundestagsabgeordneter ein »offi-
zielles« Grußwort der Partei der »Grünen«.
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übertragen. Die Internationalisierung wurde damit zu einem integralen 
Element der Beschäftigungs- und Standortsicherungspolitik.107

Im Ganzen stellte die Erweiterung und Neuausrichtung der Hand-
lungsfelder, Themenschwerpunkte und Kompetenzen der Interessenvertre-
tungen als eines der kennzeichnenden Merkmale der Betriebsratspraxis in 
der Automobilindustrie in den 1980er-Jahren einen komplexen und mehr-
dimensionalen Prozess dar. Die quantitativen und qualitativen Wandlun-
gen und Veränderungen gingen dabei mit Kontinuitätsmomenten einher, 
beschäftigten sich die Interessenvertretungen doch auch in dieser Periode 
mit den Problemen der Arbeitsbedingungen und des Arbeitsschutzes, der 
Arbeitszeit und der Entgeltstrukturen, der beruflichen Bildung oder der 
betrieblichen Fürsorge. Diese Verbindung von Kontinuität und Wandel 
unter den neuen Bedingungen war auch für das Verhältnis zwischen Be-
triebsrat, Belegschaft, Gewerkschaft und Geschäftsleitung charakteristisch 
und brachte damit eine wesentliche Tendenz in der Entwicklung der indus-
triellen Beziehungen in der Branche insgesamt zum Ausdruck.

V.3	 Verhältnis von Betriebsräten und Management

Vor dem Hintergrund der veränderten Rahmenbedingungen und der er-
weiterten Aufgaben und Tätigkeitsfelder der Interessenvertretungen gestal-
teten sich deren reziproke Beziehungen zum Management im Spannungs-
feld von Konflikt und Kooperation. Die Ausformungen einer solchen 
»Konfliktpartnerschaft«108 stellten auf der einen Seite einen Reflex der be-
trieblichen Handlungskonstellationen dar und brachten auf der anderen 
Seite die Wandlungstendenzen in den Einstellungen, Orientierungen und 
Handlungsmodi der Akteure zum Ausdruck. Diese Tendenzen waren ih-
rerseits eine Äußerung der Anpassungsprozesse, denen in sich ändernden 
Handlungskontexten die mit den betrieblichen Sozialordnungen zusam-
menhängenden Interaktionsmuster unterworfen waren.

107   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 259–263. Der Gesamtbetriebsrat stimmte 
der partiellen und ab 1992 auch kompletten Verlagerung der Polo-Produktion nach 
Spanien gegen Zusagen der Geschäftsleitung zu, die Produktion in Wolfsburg aus-
zuweiten und zu sichern (ebd., S. 262). Vgl. auch Lupa, Volkswagen Chronik, S. 121.
108   | Vgl. u. a. Müller-Jentsch, Walther: Vorwort des Herausgebers zur 3. Auflage, 
in: Müller-Jentsch, Konfliktpartnerschaft (1999), S. 8–10.
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Wie in den früheren Perioden, hing auch in den 1980er-Jahren die Aus-
gestaltung der Beziehungen zwischen Geschäftsleitungen und Betriebsrä-
ten von der relativen Stärke der Interaktionspartner ab. Im Hinblick darauf 
wurde z. B. die Durchsetzungsfähigkeit eines starken, mit ausländischen 
Kapitaleigentümern verbundenen Managements, so etwa bei Opel, durch 
einen gespaltenen und zerstrittenen Betriebsrat wie im Bochumer Werk 
begünstigt.109 Zugleich wurden mit der Änderung der Rahmenbedin-
gungen und vor dem Hintergrund der Erfahrungen in der US-amerika-
nischen Automobilindustrie110 auch bei diesem Managementtypus verän-
derte Interaktionsmuster deutlich. Sie äußerten sich in einem neuen Stil 
und in neuen Verhaltensformen, die bei Opel und besonders bei Ford in 
den 1980er-Jahren aufkamen. Waren im vorangegangenen Jahrzehnt die 
Position und die Einstellungen des Managements im Wesentlichen autori-
tär und hinsichtlich der Beteiligung des Betriebsrats eher restriktiv, ent-
wickelten sich die Beziehungen der beiden nunmehr tendenziell in Rich-
tung einer Offenheit, einer stärkeren Information und Einbeziehung der 
Interessenvertretung in Beratungen und Entscheidungen, obgleich dabei 
solche Handlungsmuster wie die Androhung von Investitionsentzug oder 
Produktionsverlagerungen, um Druck auf den Betriebsrat auszuüben und 
Konzessionen zu erreichen, durchaus erhalten blieben.111

Bei Opel in Rüsselsheim ging dieser Wandlungsprozess mit der all-
mählichen, wenn auch punktuellen Veränderung der Orientierungen und 
Einstellungen des (initial kämpferischen und konfliktbereiten) Betriebsrats 
einher. Vor dem Hintergrund der Lage des Unternehmens in den 1980er-
Jahren – die durch Marktverluste zu Beginn und um die Mitte des Jahr-

109   | Vgl. Turner, Democracy, S. 130.
110   | Diese Erfahrungen bezogen sich in den 1980er-Jahren u. a. auf die Produk-
tionsorganisation im Rahmen eines japanisch-amerikanischen Gemeinschafts-
projekts von General Motors, NUMMI (New United Motor Manufacturing Inc.), 
bei der japanische Produktions- und Arbeitsprinzipien  – aufgabenintegrierte 
Teamarbeit, nichthierarchische und kooperative Beziehungen zwischen Beschäf-
tigten und Vorgesetzten, hohe Eigenverantwortung der Arbeitnehmer, aber auch 
stärkere Arbeitsintensität – auf eine amerikanische Fertigungsstätte übertragen 
wurden. Vgl. u. a. Turner, Democracy, S. 53–62, 125–126; Wannöffel, Sachzwang 
Japan, besonders S. 103–122; Turner, Lowell: NUMMI – Japanische Produktions-
konzepte in den USA, in: Muster/Richter, Mit Vollgas in den Stau, S. 78–87.
111   | Vgl. Turner, Democracy, S. 128, 138 f., 146.
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zehnts und einen starken Beschäftigungsabbau besonders im Stammwerk 
gekennzeichnet war –,112 der steigenden Professionalisierung des Betriebs-
rats sowie des Wandels in den Einstellungen des Managements wurden die 
Haltungen und Interaktionsmuster der Interessenvertretung in der Ten-
denz »moderater«. In einem solchen Kontext bewegten sich die Akteure 
bzw. Kontrahenten der industriellen Beziehungen schrittweise aufeinan-
der zu, die konfrontativen Beziehungsformen traten bis zu einem gewissen 
Grade zurück und die Bereitschaft des Betriebsrats, sich an Unternehmens-
entscheidungen, etwa im Bereich der Arbeitsorganisation, zu beteiligen, 
stieg.113

Noch augenfälliger traten diese Wandlungen im Verhältnis zwischen 
Betriebsrat und Geschäftsleitung im Ford-Werk Saarlouis hervor. 1981 ge-
wann dort mit Unterstützung der Ortsverwaltung eine konfliktorientierte 
Gruppierung die Betriebsratswahl, sodass sich als Akteure der industriellen 
Beziehungen eine »militante«, kämpferische Interessenvertretung und ein 
intransigentes, rigoroses Management gegenüberstanden.114 Ein Jahr später 
wurde auch hier eine gegenseitige Annäherung bemerkbar. Aus der Pers-
pektive der Werksleitung wurde der Betriebsrat mit Notwendigkeiten und 
Zwängen konfrontiert, die, genauso wie die Zusammenarbeit mit dem 
Management, eingesehen und akzeptiert werden mussten, und unter dem 
Blickwinkel der Interessenvertretung konnte das Management lernen, dass 
der Betriebsrat durchaus als zuverlässiger Partner bei der Bewältigung von 
Problemen der organisatorischen Umstrukturierung zu agieren vermochte 
und eine konfrontative Haltung dementsprechend eher kontraproduktiv 
war.115

Im Zuge dieses Wandels wurden dem Betriebsrat in Saarlouis umfas-
sendere Informationen zur Verfügung gestellt und er selbst wurde in Dis-
kussionen, Beratungen und Entscheidungsprozesse im Vorfeld von Ratio-
nalisierungs- und Umstrukturierungsmaßnahmen einbezogen. Bei deren 
Implementierung war die Geschäftsleitung bestrebt, die Zustimmung und 
Unterstützung der Interessenvertretung zu erlangen.116 Im Hinblick darauf 

112   | Vgl. ebd., S. 134; ausführlich Lompe u. a., Bedeutung, S. 187–198.
113   | Vgl. Turner, Democracy, S. 133–137. Vgl. auch Fetzer, Paradoxes, S. 130.
114   | Vgl. Turner, Democracy, S. 145.
115   | Vgl. ebd., S. 145 f.
116   | Vgl. ebd.
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lassen sich die Veränderungen im Verhältnis der Akteure der industriellen 
Beziehungen in Richtung kooperativerer, konzilianter, kompromissberei-
ter Verhaltensmodi auch als Ausdruck eines Lernprozesses ansehen, den 
diese Akteure wechselseitig und interaktionell durchliefen und der ein Mo-
ment der übergreifenden Entwicklungstendenzen der betrieblichen Mit-
bestimmung darstellte.117

Wie am Beispiel von Opel und Ford Saarlouis deutlich wurde, wurden 
die Ausprägungen solcher Wandlungs- und Anpassungsprozesse maßgeb-
lich durch die betrieblichen Handlungskonstellationen bestimmt. Bei Ford 
stellte das Spannungsverhältnis zwischen den deutschen Werken und der 
europäischen Holdinggesellschaft Ford of Europe einen zusätzlichen Fak-
tor dar, der diese Konstellation komplexer und auch zwiespältiger werden 
ließ. Die Annäherung und Kooperation zwischen den Betriebsräten und 
dem Management der deutschen Standorte war nicht nur dadurch bedingt, 
dass dabei die Anpassungs- und Umstrukturierungsverläufe im Bereich der 
Produktion und Arbeitsorganisation erleichtert wurden. Auch die Politik 
von Ford of Europe, die vielfach als Benachteiligung der deutschen Werke 
wahrgenommen wurde,118 trug zur Entwicklung einer Interessenkonver-
genz zwischen den Leitungen und Betriebsräten der deutschen Werke bei.

Unter diesen Bedingungen formierte sich eine Art »nationale Koali-
tion«, bei der sich die Interessen der Akteure an der Erhaltung der Werke 
in Deutschland und an der Verbesserung von deren Position vor allem in 
Europa – sowohl vonseiten des Managements als auch vonseiten der Be-
schäftigten  – überschnitten.119 So konnten in den frühen 1980er-Jahren 
Pläne der europäischen Holdinggesellschaft, eine neue Fabrik in Portugal 
zu eröffnen und die Montage teilweise aus Köln zu verlagern, infolge ge-

117   | Zum Lernprozess vgl. grundlegend Müller-Jentsch, Versuch. Vgl. auch 
kritische Hinweise bei Lauschke, Karl: Zwischen Konflikt und Konsens. Betrieb-
liche Mitbestimmung in der Bundesrepublik, in: Justizministerium des Landes 
NRW (Hg.), Weichenstellungen im Arbeits- und Sozialrecht der Bundesrepublik. 
Diktatorische Vergangenheit und demokratische Prägung, Recklinghausen 2013, 
S. 118–134, hier S. 119 f.
118   | Vgl. Fetzer, Europäisierung, S. 296 f.; Fetzer, Paradoxes, S. 66, 75, 87 u. ö.; 
Otto, Wehrhart: Überstundenboykott sichert Ford-Standorte. Arbeit in Europa 
fair verteilt, in: Metall, 9. Dezember 1988, Nr. 25/26, S. 26 f., hier S. 27.
119   | Vgl. Fetzer, Europäisierung, S. 293, 297 f. u. ö.; Fetzer, Paradoxes, besonders 
S. 84–88.
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meinsamer Aktivitäten der Betriebsräte und des Managements verhindert 
werden. Auch in der Mitte des Jahrzehnts, im Kontext der Auseinander-
setzungen um die Verlagerung der Produktentwicklung nach Großbritan-
nien und die »Restrukturierung« des Unternehmens, konnte zwischen der 
Interessenvertretung und der deutschen Geschäftsleitung ein »Plan B« ver-
einbart werden, der zwar ebenfalls Kosteneinsparungen, jedoch einen im 
Vergleich zu den Forderungen von Ford geringeren Beschäftigungsabbau 
und den Erhalt der Produktentwicklung in Köln-Merkenich beinhaltete.120

Im Rahmen einer »Standortkoalition aus Kapital und Arbeit« fungierte 
die Ford-Interessenvertretung vielfach auch als Ordnungsfaktor im Ver-
hältnis zu den Beschäftigten und nutzte darüber hinaus informelle Kon-
takte und Verbindungen zu politischen Stellen, um die öffentliche Unter-
stützung bzw. Subventionen für die deutschen Werke zu erwirken oder 
zu vermitteln.121 In diesem Kontext unternahm eine Betriebsratsdelegation 
1985 eine Reise zum Hauptsitz des Konzerns nach Detroit, um gegen die 
aus ihrer Sicht fehlerhaften Investitionskalkulationen der europäischen 
Holdinggesellschaft zu protestieren.122 Später, in den 1990er-Jahren, führ-
ten die Belegschaftsvertreter, besonders der Kölner Betriebs- und Gesamt-
betriebsratsvorsitzende Wilfried Kuckelkorn, sogar direkte Verhandlungen 
mit der Leitung von Ford of Europe und von der Muttergesellschaft Ford 
Motor Company.123

Durch die im Großen und Ganzen kooperative Ausrichtung in den 
Beziehungen von Geschäftsleitung und Betriebsrat wurden Konflikte und 
Auseinandersetzungen zwischen den beiden Akteuren jedoch nicht aufge-
hoben. Trotz partieller Kompatibilität der Interessen und der praktizierten 
Zusammenarbeit blieben die grundlegenden Stoßrichtungen und Zielset-
zungen der Unternehmenspolitik, die unter den Bedingungen einer ver-
schärften Konkurrenz in erster Linie Kostensenkung, Produktivitäts- und 
Effizienzsteigerung implizierten, weiterhin bestehen. Vor diesem Hinter-
grund wurden etwa Kostenvergleiche zwischen den Standorten dazu ge-

120   | Vgl. ebd., S. 86; Fetzer, Europäisierung, S. 300; Fetzer, Convergence, S. 19.
121   | Vgl. Fetzer, Europäisierung, S. 300 f.; Fetzer, Paradoxes, S. 141; Fitting, Fran-
ziska: Breite Information für die Belegschaft, in: Die Mitbestimmung 33 (1987), 
S. 273–275.
122   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S. 137; Fetzer, Europäisierung, S. 299.
123   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S. 138.
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nutzt, die jeweiligen Belegschaften, aber auch die Betriebsräte gegeneinan-
der auszuspielen bzw. Druck auf die Arbeitnehmervertretungen auszuüben 
und sie zu Zugeständnissen wie Personalabbau, Verringerung der Arbeits-
kosten oder Flexibilisierung des Arbeitseinsatzes, auch unter Androhung 
von Schließungen und Verlagerungen, zu bewegen.124

Auch die Konfliktmodi und -strukturen waren demnach wesentlich 
durch die betrieblichen Sozialordnungen bedingt. Unbeschadet der Ten-
denz zu kooperativeren Handlungs- und Beziehungsformen im Betrieb er-
hielt etwa der Opel-Betriebsrat in Rüsselsheim länger Widerstand gegen 
die Wochenendarbeit oder die rationalisierungsbedingten Kürzungen bei 
den Arbeitskosten aufrecht, während bei Ford vor allem die »Machenschaf-
ten« von Ford of Europe im Zentrum der Spannungen und Konflikte stan-
den.125 Dementsprechend stellte der Ford-Betriebsrat im Jahre 1985, gegen 
die Forderungen der Firma nach einer Belegschaftsreduktion und Kürzung 
betrieblicher Zusatzleistungen im Zusammenhang mit finanziellen Verlus-
ten des Unternehmens protestierend, die mangelnde Kompetenz des euro-
päischen Managements und die Vernachlässigung der deutschen Standorte 
als wesentliche Ursachen für das unbefriedigende Geschäftsergebnis her-
aus. In diesem Kontext trat er auch den Plänen, die Produktentwicklung 
nach Großbritannien zu verlagern, entgegen.126

Um ihrer Position Nachdruck zu verleihen, griffen die Interessenvertre-
tungen dabei auf ein Mittel zurück, das vor allem vom Opel-Betriebsrat in 
Rüsselsheim seit den 1970er-Jahren zur Durchsetzung seiner Forderungen 
praktiziert wurde: die Zustimmungsverweigerung zu Überstunden und 
Sonderschichten. Eine solche Verweigerung spielte Mitte der 1980er-Jahre 
bei den Verhandlungen über die Restrukturierungspläne (einschließlich 
der Verlagerung der Produktentwicklung) von Ford eine Rolle.127 Ein wo-
chenlanger »Überstundenboykott« in den deutschen Ford-Standorten im 
Jahre 1988 führte ebenfalls zu einer Vereinbarung über eine mittelfristi-
ge Sicherung dieser Standorte bzw. entsprechende Investitionen und zu 

124   | Vgl. beispielsweise ebd., S.  47; Fetzer, Europäisierung, S.  294 f.; Turner, 
Democracy, S. 151.
125   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S. 75, 130–132 u. ö.
126   | Vgl. Fetzer, Europäisierung, S. 297.
127   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S. 131.
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einer Revision der Pläne, die Motorenproduktion in Köln auslaufen zu 
lassen.128

Gleichwohl blieben solche Konflikte mit der Unternehmens- bzw. den 
Werksleitungen bei Ford eher punktuell und situationsbezogen. Die Not-
wendigkeit oder Unvermeidlichkeit von Einschnitten, Kürzungen und 
Einsparungen, namentlich bei den Arbeitskosten, als Folge der Interna-
tionalisierungs- und Rationalisierungsprozesse wurde von der Interessen-
vertretung zu einem großen Teil akzeptiert und auch gegenüber der Be-
legschaft unter Verweis auf den »Hauptgegner« Ford of Europe – u. a. im 
Rahmen der »nationalen Koalition«  – vermittelt.129 So wurden die 1985 
im Kontext der Restrukturierung mit dem deutschen Management verein-
barten Kürzungen (»Plan B«) vor dem Hintergrund der Kritik der Beschäf-
tigten in erster Linie als ein erfolgreicher Versuch des Betriebsrats, »das 
Schlimmste [zu] verhindern«, hingestellt.130

Waren bei Ford und auch bei Opel die Beziehungsmuster von Betriebs-
rat und Geschäftsleitung durch die kooperativer werdenden Einstellungen 
des Managements  – mit denen entsprechende Wandlungs- und Anpas-
sungsprozesse in der Position und der Politik der Interessenvertretungen 
korrespondierten – sowie durch besondere Konstellationen und Strukturen 
auf der Leitungsebene des Unternehmens bedingt, folgten sie bei Volks-
wagen den Traditionen der Mitbestimmungspraxis, die erweiterte Hand-
lungsspielräume und Einflussmöglichkeiten der Interessenvertretung so-
wie die gegenseitige Kompromissbereitschaft und sozialpartnerschaftliche 
Orientierung der Akteure einschlossen. Diese Bedingungen ermöglichten 
es dem Betriebsrat weitgehend, sich mit eigenständigen, alternativen Vor-
schlägen und Konzepten an den Beratungs- und Entscheidungsprozessen 
im Unternehmen zu beteiligen, wobei das Ziel der Wettbewerbsstärkung 
und Produktivitätssteigerung auch von ihm akzeptiert wurde.131

Im Hinblick darauf ließ sich die Zielsetzung der Beschäftigungs- und 
Standortsicherung bei VW im Rahmen eines Produktivitäts- und Wachs-
tumspaktes verfolgen und in Gestalt einer Standortsicherungsvereinbarung 

128   | Vgl. Otto, Überstundenboykott; Fetzer, Europäisierung, S.  298; Turner, 
Democracy, S. 140.
129   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S. 131 f., 136; Fetzer, Europäisierung, S. 298–301.
130   | Vgl. Fetzer, Europäisierung, S. 300 f. (Zit. S. 301).
131   | Vgl. Turner, Democracy, S. 202; Widuckel, Paradigmenentwicklung, S. 21 f.
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verankern, die 1990 zwischen dem Gesamtbetriebsrat und der Unterneh-
mensleitung abgeschlossen wurde.132 In den 1990er-Jahren wurden solche 
»Standortverträge« auch in anderen Automobilunternehmen zu einer Form, 
in der die Betriebsräte versuchten, unternehmenspolitische Entscheidungen 
durch Zugeständnisse bei Arbeitskosten und Arbeitsbedingungen zu be-
einflussen.133 Bei Volkswagen vereinbarte der Betriebsrat in dieser Hinsicht 
die Garantien für die Standorte in Deutschland und einen Beschäftigungs-
erhalt und gab dafür seine Zustimmung zu den Internationalisierungsakti-
vitäten des Unternehmens in der Tschechoslowakei und der DDR, genauso 
wie er bereits 1986 der Übernahme von SEAT unter ähnlichen Vorausset-
zungen zugestimmt hatte.134 Zugleich konnten die Strategien und Inten-
tionen des Managements von der Interessenvertretung durchaus kritisiert 
werden, gingen sie doch kaum über die tayloristisch geprägten Formen der 
Arbeits- und Betriebsorganisation hinaus.135 Aber auch die Konflikte zwi-
schen den Akteuren der industriellen Beziehungen nahmen dabei vielfach 
die Form von Gestaltungskonflikten um Konzepte der Umstrukturierung 
der Produktion und der Arbeitsorganisation an, sodass die Grundlinien 
jenes erneuerten Paktes erhalten blieben.

Im Ganzen schlossen die Beziehungen der Betriebsräte und Geschäfts-
leitungen in den 1980er-Jahren, in der Entwicklung der betrieblichen 
Sozialordnungen wurzelnd, ebenfalls Momente sowohl der Kontinuität 
als auch des Wandels ein. Wie in den früheren Perioden, wirkten sie sich 
auf das Verhältnis von Interessenvertretungen, Belegschaften und der Ge-
werkschaft aus und wurden von diesem Verhältnis selbst im Gegenzug be-
einflusst. Aus diesen Beziehungsmustern resultierte u. a. die Stellung der 
Interessenvertretungen im betrieblichen Sozialsystem; von ihnen wurde 
auch die Rolle und das Selbstverständnis der Betriebsräte bedingt, in dem 
sich die Kontinuitäts- und Wandlungsmomente gewissermaßen bündel-
ten.

132   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 268 f.
133   | Vgl. Kap. VI.2.
134   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 268; Widuckel, Paradigmenentwicklung, 
S. 21.
135   | Vgl. ebd.
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V.4	 Betriebsräte zwischen Belegschaftsloyalität 
und Gewerkschaftsinteressen

Vor dem Hintergrund der Anpassungs-, Flexibilisierungs- und Umstruktu-
rierungsprozesse der 1980er-Jahre in der Automobilindustrie entwickelte 
sich das Verhältnis zwischen den Betriebsräten, den Beschäftigten und der 
Gewerkschaftsorganisation im Spannungsfeld von Betriebsverbundenheit, 
Konzessionsbereitschaft gegenüber dem Management und betriebsüber-
greifenden Zielsetzungen und Orientierungen. In ihren Bemühungen, die 
Beschäftigung und die (eigenen) Standorte zu sichern, waren die betrieb-
lichen Interessenvertretungen einerseits auf die Unterstützung oder die Lo-
yalität der Belegschaften angewiesen, zumal diese Bemühungen meistens 
mit Einbußen, Kürzungen und Einschnitten verbunden waren. Anderer-
seits wirkte sich eine solche Situation maßgeblich auch auf ihre Beziehun-
gen zur IG Metall aus, war die Gewerkschaft doch an der Mobilisierung der 
Belegschaft wie an der Aufrechterhaltung der Solidarität und der gewerk-
schaftlichen Einheit gleichermaßen interessiert.

Unter diesen Bedingungen scheint die Politik der von der IG Metall 
dominierten Betriebsräte, nimmt man die Ergebnisse der Betriebsratswah-
len als einen Tendenzindikator, im Wesentlichen durch die Beschäftigten 
mitgetragen oder toleriert worden zu sein. Der Vorrang der Arbeitsplatz-
erhaltung und der Minimierung von negativen Auswirkungen der Um-
strukturierungsprozesse auf Betriebs- und Unternehmensebene, der für die 
Einstellungen und Haltungen der Arbeitnehmer maßgebend war, stellte 
dafür eine wesentliche Voraussetzung dar. Dennoch konnten die Betriebs-
ratspraxis oder ihre einzelnen Elemente auch Unzufriedenheit und Kritik 
hervorrufen, die sich je nach betrieblichen Sozialordnungen nicht nur in 
der Aufstellung und Wahl von oppositionellen Listen, sondern auch in in-
nergewerkschaftlichen Akkommodationsprozessen äußerten.

Im Ford-Werk Saarlouis führte noch im Übergang zu den 1980er-Jah-
ren die Politik der konservativen, konsensorientierten Betriebsratsspitze, 
die dem Druck des Managements keine eigenständige und wirksame Stra-
tegie entgegenzusetzen vermochte, zur Ablösung der alten Führungsgrup-
pe durch eine neue, konfliktbereite gewerkschaftliche Liste, deren Aufstel-
lung ein Personalwechsel bei der Wahl zur Ortsverwaltung der IG Metall 
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vorangegangen war.136 Gleichwohl ging auch diese neue Betriebsratsmehr-
heit nach einem Jahr der Auseinandersetzungen mit dem Management – 
im Zuge des oben angesprochenen gegenseitigen Lernprozesses – zu einer 
konzilianteren Politik und einer punktuellen Zusammenarbeit mit der Ge-
schäftsleitung über, die den Verlauf und die Bedingungen der organisatori-
schen Umstrukturierung im Werk, vor allem durch die Einbeziehung und 
die Beteiligung der Interessenvertretung, vielfach begünstigten und somit 
die allgemeine Tendenz in der Entwicklung der betrieblichen Sozialbezie-
hungen in dieser Periode widerspiegelten.137

Die Spannungen und Konflikte im Verhältnis der Betriebsräte und 
Gewerkschaftsorganisation ergaben sich demgegenüber vornehmlich an 
den Punkten, wo die Bestrebungen und Interessen der beiden einander 
gegenüberstanden und gewissermaßen inkongruent waren. Die unter den 
Bedingungen der verschärften Konkurrenz auf die Kostenreduktion ge-
richtete Politik des Managements, die verschiedene Standorte und Beleg-
schaften gegeneinander auszuspielen ermöglichte, hatte eine Verstärkung 
der Betriebsbezogenheit im Handeln der Interessenvertretungen zur Folge. 
Eine solche strukturell angelegte Bezogenheit lief den gewerkschaftlichen 
Bemühungen um übergreifende Zielorientierungen und solidarisches 
Handeln entgegen. Zu den bezeichnenden Beispielen für die daraus re-
sultierenden Konflikte gehörten etwa die Auseinandersetzungen um die 
Zustimmung der Betriebsräte zur Flexibilisierung der Arbeitszeiten und 
Arbeitsbedingungen in ihren Betrieben oder ihr Verhalten während der 
gewerkschaftlichen Arbeitskämpfe.

So willigte der Betriebsrat im Opel-Werk Kaiserslautern auf Druck 
des Managements 1988 in die Verlängerung der Maschinenlaufzeiten und 
die Ausweitung der Wochenendarbeit ein, um Investitionsrückzug und 
Arbeitsplatzabbau zu verhindern. Diese Einwilligung rief massive Kritik 
und Proteste sowohl vonseiten der Interessenvertretungen in Rüsselsheim 
und Bochum oder des Gesamtbetriebsrats als auch der IG Metall hervor, 
unterlief diese einseitige Aktion mit entsolidarisierender Wirkung doch 
die Prinzipien der gewerkschaftlichen Arbeitszeitpolitik.138 Auch der Bo-

136   | Vgl. Turner, Democracy, S. 145.
137   | Vgl. ebd., S. 145–147.
138   | Vgl. Hoffmann, Werner: Kaiserslautern: Opel-Arbeitszeit umstritten. Neu 
verhandeln, in: Metall, 13. Mai 1988, Nr. 10, S. 19; Fetzer, Paradoxes, S. 88, 130; 
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chumer Betriebsrat stimmte 1984, entgegen einer Absprache zwischen den 
Werksbetriebsräten, der Mehrarbeit am Wochenende in Form von Über-
stunden zu.139 Die Schwierigkeiten des Ford-Gesamtbetriebsrats, 1988 
die Verweigerung der Überstunden durchzusetzen, zogen einen GBR-Be-
schluss nach sich, in dem die Interessenvertretungen verpflichtet wurden, 
keine Flexibilisierungsmaßnahmen in den eigenen Werken ohne Zustim-
mung sämtlicher anderen Standorte zu bewilligen.140

Auch das Verhalten der Betriebsräte im Umfeld der Streiks brachte die 
Divergenz der Interessen der betrieblichen und gewerkschaftlichen Arbeit-
nehmervertretungen und die damit zusammenhängenden Spannungen 
zum Ausdruck. Während sich die Beschäftigten bei Daimler-Benz oder 
Opel im Kampf der IG Metall um die 35-Stunden-Woche mobilisieren lie-
ßen und 1984, wie im Werk Sindelfingen, auch gegen den Willen der Be-
zirksleitung (und mit »Verständnis« des Gesamtbetriebsratsvorsitzenden) 
in den Streik traten,141 unterstützte der Ford-Betriebsrat den Arbeitskampf 
nur zögernd und zum Teil widerwillig. Seine Haltung war dabei durch 
die kooperationsbereite Grundausrichtung seiner Politik gegenüber dem 

Turner, Democracy, S. 128; Lompe u. a., Bedeutung, S. 182 f. Zur Arbeitszeitpoli-
tik allgemein vgl. aus zeithistorischer Perspektive Süß, Dietmar: Stempeln, Ste-
chen, Zeit erfassen. Überlegungen zu einer Ideen- und Sozialgeschichte der »Fle-
xibilisierung« 1970–1990, in: Archiv für Sozialgeschichte 52 (2012), S. 139–162.
139   | Vgl. Protokoll über die konstituierende Sitzung des Gesamtbetriebsrats am 
21. August 1984 in Rüsselsheim, S. 3 f., in: IG-Metall-Archiv im AdsD, 5/IGMA 
171115.
140   | Vgl. Archiv für soziale Bewegungen Bochum, Sammlung Wolfgang 
Schaumberg, 1798 (ein Manuskript von Rudolf Bambach, o. T., 4.3.1989).
141   | Den Hintergrund bildete dabei die »kalte Aussperrung« in diesen Werken. 
Nach dem ursprünglichen Streikplan der IG Metall sollte sich bei Daimler-Benz 
nur das Werk Kassel an dem Ausstand beteiligen. Die eigenständige Arbeitsnie-
derlegung im Werk Sindelfingen wurde somit erst nach drei Tagen von der IG 
Metall »legitimiert«. Vgl. Lucy, Kämpfen, S. 150 f.; Bauer, Helmuth: Arbeitszeit-
verkürzung und Flexibilisierung der Belegschaft, in: Hamburger Stiftung für 
Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts, Das Daimler-Benz-Buch, S. 668–675, hier 
S. 668 f.; Fattmann, 125 Jahre, S. 188 f.; aus Arbeitgebersicht ausführlich Osswald, 
Arbeitswelt, S. 283–293. Zu Opel vgl. beispielsweise Vertrauenskörperleitung der 
Adam Opel AG, Rüsselsheim (Hg.): Kämpfen heißt Leben. Opeler gehen zur Sa-
che. Streik-Dokumentation, Rüsselsheim 1985. Zum Streik von 1984 allgemein 
vgl. u. a. Peters, In freier Verhandlung, S. 622–636. 
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deutschen Management, mit dem partielle Interessenübereinstimmungen 
im Hinblick auf Ford of Europe bestanden, sowie durch die Befürchtungen 
hinsichtlich möglicher Investitionsverluste bedingt.142 

Vor diesem Hintergrund bat der Betriebsrat das Management im Vor-
feld des Streiks, Vorräte zu erhöhen, um gegebenenfalls länger produzieren 
zu können, und stimmte während des Ausstandes der Komponentenliefe-
rung an andere europäische Ford-Standorte zu. Außerdem wurde dabei 
in einigen Abteilungen der bezahlte Urlaub vorgezogen, was nicht nur er-
möglichte, das Einkommen der Beschäftigten trotz des Streiks zu erhalten, 
sondern auch Produktionsverluste für das Unternehmen zu vermeiden. 
Ein solches Verhalten führte folgerichtig zu einem Konflikt mit der IG 
Metall.143 Auch insgesamt gingen die bei Ford abgeschlossenen Vereinba-
rungen zwischen der Interessenvertretung und dem Management, die eine 
Flexibilisierung der Arbeitszeit und Kürzungen der Zusatzleistungen als 
Beitrag zur Verbesserung der Investitionschancen in den deutschen Wer-
ken implizierten, mit der sinkenden Beteiligung des Kölner Werks an den 
gewerkschaftlichen Warnstreiks einher.144

Die Bestrebungen, die Auswirkungen der Arbeitskämpfe auf die Pro-
duktion und die Marktposition der Firma möglichst gering zu halten, 
waren dabei nicht nur für den Ford-Betriebsrat charakteristisch. Auch die 
Interessenvertretungen anderer Unternehmen waren bemüht, die Streik-
ausfälle auszugleichen. Bei Daimler-Benz in Untertürkheim verfolgte der 
Betriebsrat bzw. sein Vorsitzender 1984 noch während der Aussperrung eine 
Überzeitpolitik. Im Nachgang stimmte die Interessenvertretung Überstun-
den und Samstagarbeit zur Kompensation der Streikverluste zu.145 Auch 
bei VW und Audi wurde in diesem Zusammenhang Mehrarbeit durch die 

142   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S.  130; Fetzer, Walking out of the national work-
place, S. 409 f.
143   | Vgl. ebd., S. 410–411; Fetzer, Paradoxes, S. 130.
144   | Vgl. ebd.
145   | Vgl. Bauer, Helmut: »Flexibilisierung«. Rede von Helmut Bauer auf der Be-
triebsversammlung bei Daimler-Benz in Mettingen am 11.9.1984, in: Express, 23. 
Oktober 1984, Nr. 10, S.  8 f. (diese Rede vgl. auch in: Hamburger Stiftung für 
Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts, Das Daimler-Benz-Buch, S. 669–675); Er-
klärung der Plakat-Betriebsräte bei Daimler-Benz Stuttgart-Untertürkheim. Be-
triebsratssitzung am 20.2.85, in: Express, 11. März 1985, Nr. 3, S. 8.
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Interessenvertretungen bewilligt.146 Eine solche Praxis stand, wie etwa die 
Kritik seitens der Opposition und auch innerhalb der Gewerkschaft heraus-
strich, zum gewerkschaftlichen Ziel der Arbeitszeitverkürzung, das 1984 
als Streikziel fungierte, in einer merkwürdigen Diskrepanz.147

Stellten die Interessendivergenzen zwischen der betrieblichen und der 
gewerkschaftlichen Arbeitnehmervertretung den Hintergrund für die situ-
ativen Spannungen und Konflikte zwischen den beiden dar, bildeten die 
Auseinandersetzungen um die Haltungen und Aktivitäten der Betriebs-
ratsopposition auch in den 1980er-Jahren eine weitere Ebene in den Be-
ziehungen zwischen Betriebsräten und Gewerkschaft. Zwar wirkten diese 
Auseinandersetzungen im Vergleich zu den 1970er-Jahren im Großen und 
Ganzen – zumal im Kontext der innergewerkschaftlichen Integrationspro-
zesse – weniger intensiv, aber wesentliche zentrale Konfliktlinien blieben 
dabei erhalten und manche Positionierungen, Einstellungsmuster und 
Handlungsdispositionen, die sich im vorangegangenen Jahrzehnt abge-
zeichnet hatten, traten deutlicher und schärfer hervor.

Im Bochumer Opel-Werk setzte sich die Tradition der Listenpluralität 
und unterschiedlichen, miteinander streitenden Fraktionen im Betriebsrat 
fort. Neben der »Gruppe oppositioneller Gewerkschafter« (»Liste für die 
Belegschaftsforderungen«) gewann in den 1980er-Jahren die Liste »Akti-
ve Metaller« an Einfluss, die bei der Betriebsratswahl 1987 bei den Arbei-
tern ca. 11,6 Prozent der Stimmen gewinnen konnte (GoG: 9,4 Prozent; 
IG Metall: 61,5 Prozent).148 Diese Liste entstand ebenfalls im Umfeld der 
Vertrauensleute, die mit der Praxis der Interessenvertretung unzufrieden 
waren, und kritisierte u. a. das Missverhältnis zwischen gewerkschaftlichen 
Beschlüssen und der Politik der Mehrheitsfraktion im Betriebsrat.149

Die gewerkschaftsoppositionellen Listen konnten nach der Wahl eine 
starke Minderheitsfraktion (die sogenannte 14er-Fraktion, die über 14 von 
37 Sitzen verfügte) bilden, die mit gemeinsamen Stellungnahmen zur be-

146   | Vgl. H. Bauer, »Flexibilisierung«, S. 8.
147   | Vgl. als Beispiel ebd.
148   | Vgl. Wahlniederschrift der Betriebsratswahl bei der Firma Adam Opel AG 
vom 31. März 1987, in: IG-Metall-Archiv im AdsD, 5/IGMA 171101.
149   | Vgl. Hajek, Willi: Der Geist der Rebellion. Wie im Bochumer Opelwerk die 
Basis für ein widerständiges betriebliches Milieu entstand – eine Spurensuche, in: 
Gester/Hajek, Sechs Tage der Selbstermächtigung, S. 9–16, hier S. 10 f.

https://doi.org/10.14361/9783839434093-006 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839434093-006
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


266

Kapitel V

trieblichen Politik auftrat, Grundsatzdiskussionen über die Ausrichtung 
der gewerkschaftlichen Arbeit führte und Kritik an den Bestimmungen des 
Betriebsverfassungsgesetzes übte.150 Sie wandte sich gegen die großenteils 
tolerierende und in der Tendenz kooperationsbereite Politik der Betriebs-
ratsmehrheit im Hinblick auf die Implementierung von neuen Formen der 
Arbeitsorganisation und versuchte im Umfeld der Betriebsratswahl 1990, 
sowohl Fach- als auch Produktionsarbeiter gegen jegliche Form von Team- 
oder Gruppenarbeit zu mobilisieren.151 Bei dieser Wahl wurde allerdings 
eine zweite, »inoffizielle« Liste »IG-Metaller bei Opel« aufgestellt, die nach 
der »offiziellen« IGM-Liste die meisten Stimmen bekam (14 resp. 18 Sitze), 
während »Aktive Metaller« nur drei und die »Liste der Belegschaftsforde-
rungen« (GoG) lediglich einen Sitz zu gewinnen vermochten. Dadurch be-
saß die IG Metall bei den Lohnempfängern keine Mehrheit und konnte 
ihre Majorität im Betriebsrat insgesamt nur durch ihre Stimmen bei den 
Angestellten halten.152

Auch bei Daimler-Benz in Untertürkheim agierte die »Plakat«-Grup-
pe weiterhin als Opposition innerhalb des Betriebsrats. Wie sich bereits 
in den 1970er- und Anfang der 1980er-Jahre angedeutet hatte, reichten 
dabei ihre Einstellungen und Forderungen über den Rahmen der gewerk-
schaftsbezogenen bzw. gewerkschaftlich orientierten Positionen hinaus. In 
ihrer Kritik an der »Produktionsschlacht«153 und der Flexibilisierung des 
Arbeitseinsatzes in der Automobilindustrie problematisierte sie die Wachs-
tumsideologie und deren Folgen, wie die Zerstörung der Umwelt, die des-
truktive Wirkung von Technologien gegenüber Menschen – vor allem in 
der Rüstungsproduktion – oder die Einbeziehung der Belegschaften in den 
Konkurrenzkampf der Konzerne. In diesem Zusammenhang stellte sie die 
neuen Technologien infrage, setzte sich für eine stärkere Einmischung der 

150   | Vgl. »Auch wir haben weitgehende Kompromisse gemacht!« Mitglied der 
ausgeschlossenen GoG Bochum im Gespräch, in: Express, 19. Juli 1989, Nr. 7/8, 
S. 6 f.; Turner, Democracy, S. 129 f.
151   | Vgl. ebd., S. 126, 129 f.
152   | Vgl. Schlappe für Rappe. Betriebsratswahl ’90. Chemie- und Autoindustrie, 
in: Express, 18. April 1990, Nr. 4, S. 4; Schnoor, Reimer: Phrase von der Streit-
kultur. Ausschlussverfahren bei Opel Bochum, in: Express, 15. Oktober 1990, Nr. 
10, S. 4.
153   | H. Bauer, »Flexibilisierung«, S. 9.
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Beschäftigten in die Gestaltung der Technik ein und forderte breitere Dis-
kussionen über alternative Industriearbeit.154

Ein Hauptobjekt der Kritik blieb nach wie vor die Praxis der Betriebs-
ratsmehrheit, welche die auf die Flexibilisierung und Stärkung der Wett-
bewerbsposition des Unternehmens gerichtete Politik der Geschäftsleitung 
und deren Rationalisierungsstrategien im Großen und Ganzen mittrug. 
Die Bewilligung von Überstunden und Samstagsarbeit, besonders zur 
Kompensation von Streikausfällen, stellte für die Opposition folglich eine 
grundsätzliche Bejahung der »flexiblen Anpassung der Arbeitszeit an die 
von der Werksleitung diktierten Erfordernisse der Produktion« dar.155 
Auch die Zustimmung der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat von 
Daimler-Benz zum Investitionsprogramm im Jahre 1984 erschien aus der 
Perspektive der »Plakat«-Gruppe als eine Verstrickung dieser Vertreter 
in einen Prozess, der u. a. Leistungsverdichtung, Zunahme von Überwa-
chung, Arbeitsplatzabbau und Qualifikationsverluste nach sich zog, zumal 
dieselben Gewerkschaftsvertreter in den Aufsichtsräten der Konkurrenz-
unternehmen ebenfalls für entsprechende Investitionsprogramme stimm-
ten.156

154   | Vgl. etwa Flexible Menschen oder flexible Maschinen? Gespräch mit Be-
triebsräten der Plakat-Gruppe bei Daimler-Benz, in: Eckart Hildebrandt/Eber-
hard Schmidt/Hans Joachim Sperling (Hg.), High-tech-down. Kritisches Ge-
werkschaftsjahrbuch 1986/87, Berlin 1986, S. 39–46; Vor den Betriebsratswahlen: 
Ein Gespräch mit Mitgliedern der »plakat«-Gruppe. Freiräume erhalten und 
Denkanstöße für neue Fragestellungen geben …, in: Express, 14. März 1984, Nr. 
3, S.  3–5; Nach 20 Jahren, S.  4 f. sowie »Plakat«-Gruppe: Automobilindustrie, 
Gewerkschaft und wir Arbeiter, in: Express, 22. November 1982, Nr. 11, S. 10 f. 
Zur Beteiligung des Daimler-Benz-Konzerns an der Rüstungsproduktion und 
zur Kritik der »Plakat«-Gruppe in diesem Zusammenhang vgl. u. a. Barth/Gut-
mann, Daimler-Benz, S. 692–706; Rathgeb, Gerd: Die Grenzen der betrieblichen 
Interessenvertretung, in: Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahr-
hunderts, Das Daimler-Benz-Buch, S.  682–689, hier S.  684 f.; Bauer, Helmuth: 
Rede auf der Betriebsverssammlung in Mettingen am 20. September 1983, in: 
ebd., S. 705 f.
155   | Vgl. Erklärung der Plakat-Betriebsräte, S. 8.
156   | Vgl. An die Arbeitnehmer-Vertreter im Daimler-Benz-Aufsichtsrat, von den 
Plakat-Betriebsräten, 10. April 1984, in: Express, 21. Mai 1984, Nr. 5, S. 15. Vgl. 
auch »Plakat«-Gruppe, Automobilindustrie (1982), S. 10.
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Jedoch wurden die maßgeblichen Forderungen und Positionen der Be-
triebsratsopposition von keiner Mehrheit in der Belegschaft unterstützt; sie 
blieben auf eine verhältnismäßig kleine Gruppe aktiver Betriebsräte und 
Vertrauensleute beschränkt. So gelang es der »Plakat«-Gruppe nach eige-
nem Empfinden nicht, eine Bewegung »von der Basis her« anzustoßen und 
zu befördern, die gegenüber den neuen Technologien und Arbeitsorgani-
sationsformen oder dem Produkt selbst kritisch eingestellt wäre und sich 
aus dieser kritischen Einstellung speiste. Die Fragen, die von der Gruppe 
gestellt wurden, erschienen somit für die Beschäftigten und ihre »konkrete 
Lebensrealität« als kaum relevant.157 Der Betrieb blieb aus der Perspektive 
der Gruppenmitglieder dennoch eine »Zweidrittelgesellschaft«, in der eine 
Majorität »in relativ gesicherten Verhältnissen« existieren konnte und die 
Lage der Minorität  – der »Randbelegschaften«  – »immer prekärer« wur-
de.158 Mit diesen Einstellungen wurden die früheren Motive der »Plakat«-
Gruppe wiederaufgenommen bzw. fortgeführt und zu den Bedingungen 
der 1980er-Jahre in Beziehung gesetzt.

Nichtsdestotrotz fanden im Laufe dieses Jahrzehnts die in den Positio-
nen der »Plakat«-Gruppe zum Ausdruck kommenden Orientierungen, in 
erster Linie im Hinblick auf die Umweltfragen oder die Technologiekritik, 
vor dem Hintergrund des industriellen, sozialstrukturellen und innerge-
werkschaftlichen Wandels zunehmend Eingang auch in die gewerkschaft-
lichen Diskussionen.159 Die Annäherungsprozesse zwischen der Gewerk-

157   | Vgl. Vor den Betriebsratswahlen, S. 3. Vgl. dazu auch Neuheiser, »Werte-
wandel«, S. 164 f.; Neuheiser, Postmaterialismus, S. 112.
158   | Nach 20 Jahren, S.  5. Vgl. auch den Titel des »Kritischen Gewerkschafts-
jahrbuchs« von 1988: Hildebrandt, Eckart/Schmidt, Eberhard/Sperling, Hans Joa-
chim (Hg.): Zweidrittelgesellschaft – Eindrittelgewerkschaft. Kritisches Gewerk-
schaftsjahrbuch 1988/89, Berlin 1988.
159   | Vgl. als Beispiele Industriegewerkschaft Metall/Deutscher Naturschutzring 
(Hg.): Auto, Umwelt, Verkehr. Umsteuern, bevor es zu spät ist. Verkehrspoliti-
sche Konferenz der IG Metall und des Deutschen Naturschutzrings, Köln 1992; 
Industriegewerkschaft Metall, Vorstand (Hg.): Auto, Umwelt und Verkehr. Um-
steuern, bevor es zu spät ist!, Frankfurt a. M. 1990; Industriegewerkschaft Metall, 
Umweltschutz; Industriegewerkschaft Metall (Hg.): Technologieentwicklung und 
Techniksteuerung. Für die soziale Gestaltung von Arbeit und Technik. Material-
band Nr. 4 der Diskussionsforen »Die andere Zukunft: Solidarität und Freiheit«, 
Köln 1988.
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schaft und der Untertürkheimer Opposition, die sich bereits seit der Wende 
zu den 1980er-Jahren abzeichneten, resultierten, ungeachtet bestehender 
Meinungsverschiedenheiten und unterschiedlicher Akzentuierungen, in 
einer Wiederaufnahme der »Plakat«-Mitglieder in die IG Metall.160 Solche 
Prozesse, die ein Moment der übergreifenden innergewerkschaftlichen In-
tegrationsprozesse in Bezug auf oppositionelle Gruppierungen und Strö-
mungen bildeten, verliefen allerdings nicht gradlinig oder gleichmäßig. 
Während in Untertürkheim die »Plakat«-Gruppe zur Betriebsratswahl 
1990 nicht mehr antrat, wurden in Bochum gegen die Mitglieder der oppo-
sitionellen bzw. »nichtoffiziellen« Listen gewerkschaftliche Ausschlussver-
fahren eröffnet.161

Zugleich konnte sich die Kritik an der Politik der Betriebsräte nicht 
nur in der Aufstellung von oppositionellen Listen äußern. Wie im Falle der 
Überstundenbewilligung, die zu Konflikten mit der IG Metall führte, war 
diese Kritik zum Teil auch innerhalb der Gewerkschaft verankert. Bei Ford 
hatten die Aktivitäten des (Gesamt-)Betriebsrats, die partiell mit den Funk-
tionen und Kompetenzen des Managements korrespondierten, teilweise 
Missbehagen an der Basis zur Folge. Durch diese Aktivitäten schienen die 
Grenzen zwischen dem Management und der betrieblichen Interessenver-
tretung unscharf zu werden und die Letztere wurde in Entscheidungen 
hineingezogen, die sich ungünstig auf die Lage der Beschäftigten auswir-
ken konnten.162 So hatte auch der Abschluss der Restrukturierungsverein-
barung im Unternehmen im Jahre 1985, die einen Abbau der betrieblichen 
Sozialleistungen vorsah, einzelne Proteste innerhalb der gewerkschaftli-
chen Organisation und eine Reihe von Gewerkschaftsaustritten zur Fol-
ge.163

Das Aufkommen von oppositionellen Strömungen und die Formierung 
oppositioneller Gruppen und Fraktionen im Betriebsrat stellten somit nur 
eine der Formen, in der sich die Spannungen und Auseinandersetzungen 
zwischen den beiden Ebenen der Arbeitnehmervertretung manifestierten 

160   | Vgl. u. a. Das Grün bricht aus den Zweigen … plakat-KollegInnen wieder in 
der IG Metall, in: Express, 13. Juni 1989, Nr. 6, S. 1; Nach 20 Jahren, S. 4 f.; Hoss, 
»Komm ins Offene, Freund«, S. 101 f.
161   | Vgl. Schnoor, Phrase, S. 4.
162   | Vgl. Fetzer, Europäisierung, S. 299 f.
163   | Vgl. ebd., S. 298.
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und ausgetragen wurden, dar. Wie verschieden und zwiespältig diese For-
men in Abhängigkeit von den betrieblichen Sozialordnungen sein konnten, 
zeigte das besondere Beispiel des neuen, 1970 in Betrieb genommenen VW-
Werks in Salzgitter, wo im Konflikt zwischen dem Betriebsrat und der Ge-
werkschaft die Ortsverwaltung die Rolle eines Fürsprechers und Förderers 
der basisorientierten und kämpferisch eingestellten »Opposition« einnahm.

Bereits in den 1970er-Jahren hatte sich in Salzgitter eine »Gegenmacht-
Gruppe«, ein »linker Block« herausgebildet, der im Gegensatz zur im Gro-
ßen und Ganzen kooperationsbereiten, am Gesamtbetriebsrat und seiner 
sozialpartnerschaftlichen Strategie orientierten Politik des Werksbetriebs-
rats stand.164 In diesem Zusammenhang lehnte diese Gruppe eine Inter-
essenvertretung, die vorwiegend auf Verhandlungen von einigen wenigen 
Funktionären und Führungspersonen der Arbeitnehmerseite mit der Ge-
schäftsleitung basierte, ab und setzte sich – im Hinblick darauf dem Ein-
stellungsmuster der oppositionellen Strömungen der 1960er- und 1970er-
Jahre folgend  – für einen konsequenten Einschluss der Vertrauensleute 
und Beschäftigten, der Basis, in die Mitbestimmungspraxis oder auch für 
eine Demokratisierung der Diskussionskultur im Betrieb ein. Wie andere 
kritische und oppositionelle Gruppierungen wandte sie sich gegen die Ra-
tionalisierungs- und Modernisierungsmaßnahmen des Managements, bei 
denen der Betriebsrat teilweise mitarbeitete, veranstaltete Aktionen und 
Arbeitsniederlegungen, etwa zur Verbesserung der unmittelbaren Arbeits-
bedingungen, und warf Fragen nach Konzepten einer alternativen Produk-
tion auf.165

Auch in Salzgitter waren es vorwiegend junge Vertrauensleute, die zu 
den Trägern der »Gegenmacht-Gruppe« und der Politisierung des Vertrau-
enskörpers  – welche u. a. auf eine intensive gewerkschaftliche Bildungs-
arbeit zurückging – gehörten. Im Unterschied zu anderen Unternehmen 
und Betrieben wurden sie jedoch im Widerstreit zwischen der konflikt- und 
basisorientierten versus kooperativen und kompromissbereiten Mitbestim-
mungspraxis von der Verwaltungsstelle der IG Metall und besonders vom 
Betriebsbetreuer Bernd Henn, der ab Mitte der 1980er-Jahre auch erster 
Bevollmächtigter wurde, unterstützt.166 Konnte bis etwa 1987 der Konflikt 

164   | Vgl. Eckardt, Qualifiziert diskutieren, S. 123–126, 130.
165   | Vgl. ebd., S. 125–132, 151–155.
166   | Vgl. ebd., 117 f., 125–132, 154 f.
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zwischen beiden Richtungen latent gehalten werden, stellte sich nach der 
Betriebsratswahl in diesem Jahr die der »Gegenmacht-Gruppe« anhängende 
Mehrheit in der IG-Metall-Fraktion der Politik des bisherigen Betriebsrats-
vorsitzenden entgegen und betrieb vielfach eine Blockadepolitik.167

Zu einer zusätzlichen Verschärfung des Konfliktes kam es im Sommer 
1987, als die Vertrauensleute bzw. die Ortsverwaltung eigenständig, ohne 
Abstimmung mit dem Betriebsrat, zu einer Solidaritätsaktion anlässlich 
des Streiks im VW-Werk in Mexiko aufriefen. Daraufhin fanden in Salz-
gitter und in Kassel Solidaritätsveranstaltungen und Arbeitsniederlegun-
gen statt, die im Nachgang von dem Betriebsratsvorsitzenden und dem 
Gesamtbetriebsrat kritisiert und missbilligt wurden. Die Geschäftsleitung 
reagierte auf die mit Produktionsausfall verbundenen Solidaritätsaktionen 
mit Abmahnungen, die nach einem Einsatz der Betriebsräte in Wolfsburg 
und Salzgitter zurückgenommen werden konnten.168

Im Herbst 1987 spitzte sich der Streit innerhalb des Betriebsrats und 
der Gewerkschaftsorganisation in Salzgitter weiter zu. Unter den Bedin-
gungen einer faktischen Spaltung der Interessenvertretung reichten beide 
Gruppierungen – später zurückgezogene – Ausschlussanträge gegeneinan-
der wegen gewerkschaftsschädigenden Verhaltens ein. Erst nach mehreren 
Vermittlungsversuchen unter Beteiligung der Bezirksleitung und einer 
gewerkschaftlichen Schlichtungskommission sowie dem Wechsel des Be-
triebsbetreuers konnte der Konflikt teilweise entschärft werden. Mehr oder 
weniger beigelegt wurde er allerdings erst in einem langwierigen Prozess, 
der bis nach der Betriebsratswahl von 1990, bei der eine »verzahnte« IG-
Metall-Liste aus Vertretern der beiden Gruppierungen aufgestellt wurde, 
dauerte.169 Der Konflikt in Salzgitter brachte in einer besonderen Form 

167   | Vgl. dazu und zum Folgenden ausführlich: Dokumentation des Konflikts 
Betriebsausschuss des Gesamtbetriebsrates der VW AG / Teile des Betriebsrates 
VW-Werk Salzgitter gegen die Politik der IG Metall Ortsverwaltung Salzgitter, 
in: Archiv für soziale Bewegungen Bochum, Sammlung Wolfgang Schaumberg, 
1802 sowie Eckardt, Qualifiziert diskutieren, S. 158–162.
168   | Vgl. ebd., S.  155–158; Kuchinke, Thomas: Nachspiel eines Solidaritäts-
streiks. VW Salzgitter – Interessenvertretungen im Clinch, in: Express, 10. März 
1988, Nr. 3, S. 14.
169   | Vgl. Eckardt, Qualifiziert diskutieren, S.  158–168, 177–182. 1990 wurde 
Bernd Henn auch als erster Bevollmächtigter der IGM-Verwaltungsstelle abgelöst, 
u. a. vor dem Hintergrund seines Engagements als Bundestagskandidat bzw. -ab-
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sowohl den innergewerkschaftlichen Richtungsstreit und die Suche nach 
einer angemessenen gewerkschaftlichen Strategie vor dem Hintergrund 
der veränderten Rahmenbedingungen als auch die strukturell bedingte 
Divergenz der Interessen und Orientierungen der Mitbestimmungsträger, 
die sich im Spannungsfeld von Betriebsbezogenheit, Konfliktpartnerschaft 
und Solidarität bewegten, zum Ausdruck.

Insgesamt ging somit die Gestalt, welche das Verhältnis zwischen den 
Akteuren der industriellen Beziehungen innerhalb der Arbeitnehmersei-
te – wie in Salzgitter und den anderen Betrieben deutlich wurde – jeweils 
annahm, vielfach auf die Entwicklungslinien der betrieblichen Sozialord-
nungen zurück. Während bei Opel in Bochum oder bei Daimler-Benz in 
Untertürkheim die Betriebsratsopposition und die Auseinandersetzungen 
zwischen den Fraktionen spätestens seit den 1970er-Jahren zu einem we-
sentlichen Bestandteil der Interaktions- und Aushandlungsprozesse im 
Betrieb wurden, trug die inkludierend-konsolidierende Politik der Be-
triebs- bzw. Gesamtbetriebsratsführung bei Ford in Köln  – bei teilweise 
weiterhin bestehender Listenvielfalt  – zur Stärkung der IG Metall und 
zum Einschluss divergierender Stimmungen und Strömungen in eine nach 
außen mehr oder weniger geschlossen auftretende »Koalition« bei.170 Die 
Internationalisierung des Unternehmens hatte dabei auf die Belegschaft 
und ihre Vertretungen keine spaltende, sondern eher eine einigende Wir-
kung; durch die Mobilisierung der Beschäftigten gegen Ford of Europe, be-
sonders bei den Betriebsratswahlen, konnte deren Unterstützung erweitert 
und gefestigt werden. Dabei ließen sich auch die aus den Vereinbarungen 
des Betriebsrats mit dem Management resultierenden Einschnitte und Kür-

geordneter der PDS (Partei des Demokratischen Sozialismus). Vgl. Weick, Edgar: 
Zeit für Trauerarbeit. Zum »Fall« Bernd Henn und PDS, in: Express, 12. Septem-
ber 1990, Nr. 9, S. 11.
170   | Vgl. Turner, Democracy, S. 139 f. sowie etwa Fetzer, Europäisierung, S. 298–
300; Fetzer, Paradoxes, S. 132. Bei der Betriebsratswahl 1984 traten in Köln bei 
den Arbeitern beispielsweise 15 Listen an. Die offizielle IG-Metall Liste gewann 
dabei 22 von 32 Sitzen. Vgl. »Hauptsache, man wird gewählt«. Ergebnisse der Be-
triebsratswahlen in wichtigen Betrieben der Kölner Region, in: Express, 26. Juni 
1984, Nr. 6, S. 14 f. Ende der 1980er-Jahre besaß die IG-Metall-»Koalition« bereits 
37 von insgesamt 41 Betriebsratssitzen. Vgl. Turner, Democracy, S. 140. Bei der 
Wahl 1990, bei der im Lohnbereich fünf Listen antraten, gewann die IG Metall 
bei den Arbeitern 25 von 33 Sitzen. Vgl. Schlappe für Rappe, S. 4.
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zungen wie die Flexibilisierung insgesamt als notwendige, kaum vermeid-
bare Maßnahmen im Rahmen der der Politik der europäischen Holding-
gesellschaft entgegenwirkenden nationalen Standortkoalition vermitteln 
und plausibilisieren.171

Ein solches Politik- und Beziehungsmuster der Interessenvertretung 
besaß gewisse Parallelen und Berührungspunkte mit der Strategie der Ge-
schlossenheit, die bei Volkswagen in Wolfsburg einen der Hintergründe 
der (kooperativen) Mitbestimmungspraxis bildete.172 Allerdings hing es bei 
Ford maßgeblich auch mit den besonderen Bedingungen und Konstellatio-
nen zusammen, die sich durch die Internationalisierungsprozesse und das 
Spannungsverhältnis zwischen Ford of Europe und den deutschen Werken 
ergaben. Demgegenüber entfalteten sich das Betriebsratshandeln und die 
Beziehungen zwischen der betrieblichen und gewerkschaftlichen Interes-
senvertretung bei VW im Kontext von deren weitgehender Verschränkung.

Diese Verschränkung und die allgemeine Stärke der Mitbestimmungs-
träger im Unternehmen ermöglichten es ihnen, eigenständige Positionen 
zu entwickeln, die sich, wie etwa im Falle der Qualitätszirkel, von der offi-
ziellen Haltung der IG Metall auch unterscheiden konnten. Während die 
gewerkschaftliche Ablehnung der Zirkel als ein Instrument des Manage-
ments von der VW-Interessenvertretung in der zweiten Hälfte der 1980er-
Jahre nicht geteilt wurde und sie in das Konzept und die Praxis einer akti-
ven Gestaltungspolitik einbezogen wurden, änderten sich, u. a. unter dem 
Einfluss der Erfahrungen mit dieser Arbeitsorganisationsform, auch die 
Einstellungen gegenüber den Zirkeln innerhalb der Gewerkschaft selbst, 
sodass die vormalige Verhinderungs- und Ablehnungsstrategie allmählich 
zurücktrat.173

Die unterschiedlichen Ausprägungen der Beziehungen zwischen Be-
triebsrat, Belegschaft und Gewerkschaft als ein wesentliches Element der 
betrieblichen Sozialordnungen hingen somit nicht nur mit der Politik 
der Geschäftsleitungen im Kontext der Restrukturierungs- und Flexibili-
sierungsprozesse zusammen, sondern bildeten ebenso ein maßgebliches 
Moment in der Entwicklung der Stellung und Rolle des Betriebsrats als 

171   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S. 132, 136; Fetzer, Europäisierung, S. 298–300.
172   | Vgl. Turner, Democracy, S. 139.
173   | Vgl. Hildebrandt/Seltz, Rationalisierung, S.  111 f.; Haipeter, Mitbestim-
mung, S. 216 f.
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Akteur der industriellen Beziehungen insgesamt. In dieser Entwicklung, 
die sich in der Selbstwahrnehmung der Interessenvertretungen widerspie-
gelte, manifestierten sich auch das Allgemeine und das Besondere der Mit-
bestimmungsstrukturen und -praxis, sowohl auf der Betriebs- als auch auf 
der Branchenebene.

V.5	 Merkmale der Mitbestimmungspraxis und die Rolle 
der Betriebsräte zwischen Kontinuität und Wandel

Wie bei der Entwicklung der Schwerpunkte und Wirkungen der Mitbe-
stimmungspraxis oder des Verhältnisses der Betriebsräte zu Management, 
Beschäftigten und Gewerkschaft deutlich wurde, knüpfte sie in vielerlei 
Hinsicht an Tendenzen an, die sich in der vorangegangenen Periode ab-
gezeichnet hatten. Unter den veränderten Bedingungen der 1980er-Jahre 
wurden diese Tendenzen einerseits weiterentwickelt, und andererseits tra-
ten dabei noch deutlicher die Wandlungsprozesse hervor, denen die Mitbe-
stimmungspolitik, die betrieblichen Arbeits- und Sozialbeziehungen und 
die Rolle der betrieblichen Interessenvertretungen unterworfen waren. Die 
Stoßrichtung dieser Tendenzen und Prozesse hatte in den Betrieben der 
Automobilindustrie durchaus ähnliche Züge, ihr Durchsetzungsgrad, ihre 
Ausformung und ihre Wechselwirkungen nahmen jedoch jeweils spezifi-
sche Konturen an, die wiederum den betrieblichen Traditionen und Ent-
wicklungspfaden entsprachen.

Neben bzw. im Kontext der allgemeinen Erweiterung der Aufgaben-
felder und Kompetenzen des Betriebsrats waren es die zunehmende Inter-
nationalisierung und die steigende Professionalisierung der Betriebsrats-
arbeit, die in Fortsetzung der früheren Entwicklungen als wesentliche 
Einfluss- und Bestimmungsfaktoren der Mitbestimmungspraxis erschie-
nen. Die Internationalisierung dieser Praxis als Folge der Internationalisie-
rungsprozesse der Unternehmenspolitik – über die ausländischen Stand-
orte, Produktionsstätten und Beteiligungen hinaus – manifestierte sich in 
unterschiedlichen Dimensionen, die vielfach unternehmensspezifisch wa-
ren und die Besonderheiten der jeweiligen Marktstellung und der Unter-
nehmensstrategien bzw. Sozialbeziehungen widerspiegelten.

Bei Ford und Opel ergaben sich Elemente der Internationalisierung 
bereits aus der ausländischen Kapitalstruktur, sodass auch auf der Ebene 
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der Akteure der industriellen Beziehungen internationale Momente eine 
bedeutende Rolle spielten. Bei Ford hingen diese Momente, wesentlich 
stärker als bei Opel/General Motors, noch mit dem zusätzlichen Gegen-
satz zwischen Ford of Europe und der deutschen Tochtergesellschaft zu-
sammen, der mit dem Ausspielen der deutschen und europäischen Stand-
orte gegeneinander und mit wirtschaftsnationalistischen Implikationen in 
den Einstellungen der Interessenvertretung verbunden war.174 Mithin war 
das international ausgerichtete Handeln des Ford-(Gesamt-)Betriebsrats, 
das die Sicherung der Standorte in Deutschland und die Abwendung von 
deren Benachteiligung im europäischen Maßstab intendierte, an diesem 
Gegensatz orientiert und entfaltete sich im Rahmen der partiellen Über-
einstimmung der Interessen mit den Leitungen der deutschen Werke.

Im Verhältnis dazu war die Internationalisierung der Betriebsratsarbeit 
bei VW, bei der ebenfalls die Standortsicherung in Deutschland im Mit-
telpunkt stand, durch die Auseinandersetzungen um die Auslandsaktivi-
täten des Unternehmens und durch die Entwicklung eigener Internationa-
lisierungsstrategien als Gegengewicht zu den Strategien des Managements 
geprägt. Wie sich im Konflikt um die Polo-Verlagerung nach Spanien in 
der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre zeigte, bewegten sich die Handlungs-
orientierungen des Betriebsrats um das Verhältnis von internationaler bzw. 
europäischer und nationaler Ebene der Interessenvertretungspolitik. Die 
Praxis eines solidarischen Ausgleichs zwischen den Standorten – bei der 
Kosten-, Kapazitäten- und Beschäftigungsverteilung  – sollte im europäi-
schen (Unternehmens-)Maßstab angestrebt und verfolgt werden.175 Eine 
solche Ausrichtung trat auch im strukturellen Bereich hervor. Durch die 
Bildung eines Euro-Konzernbetriebsrats im Jahre 1990 ließen sich die in 
Deutschland gültigen und bewährten Prinzipien einer kooperativ orien-
tierten Austragung von Konflikten zwischen den Akteuren der industriel-
len Beziehungen auf die standortübergreifende, europäische Ebene über-
tragen, die damit zu einer weiteren Ebene der Regelung der Arbeits- und 
Sozialbeziehungen wurde.176

174   | Vgl. dazu ausführlich und vergleichend für deutsche und britische Werke 
von Ford und General Motors Fetzer, Paradoxes, S. 51–105.
175   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 261 f.
176   | Vgl. ebd., S. 266–268. 1992 wurde der Euro-Konzernbetriebsrat auch offi-
ziell, durch eine vertragliche Vereinbarung mit der Konzernleitung von Volkswa-
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Hingen die Internationalisierungsstrategien bei VW mit weitreichen-
den Handlungsspielräumen und Einflussmöglichkeiten der Interessenver-
tretung zusammen, bildete die sich u. a. in der wachsenden Zahl der einge-
stellten Betriebsratsreferenten manifestierende Professionalisierung auch 
in Unternehmen, in denen solche Spielräume weniger umfassend waren, 
eine wesentliche Voraussetzung für den Wandel der Beziehungsmuster und 
-modi von Management und Betriebsrat, aber auch für deren beiderseitige 
Lernprozesse. Im Zuge dieses Wandels, der mit der Etablierung des »neuen 
Stils« des Managements einherging, wurden die Interessenvertretungen 
immer stärker in die Beratungs- und Entscheidungsprozesse, insbesonde-
re im Hinblick auf die Einführung von neuen Technologien oder Formen 
der Arbeits- und Produktionsorganisation, einbezogen. Dadurch wurde 
es ermöglicht, dass die Umstrukturierungs- und Rationalisierungsprozes-
se in diesen Unternehmen verhältnismäßig weniger konfliktreich verlie-
fen.177

Im Hinblick darauf konvergierten abermals die Entwicklungslinien 
in den Betrieben mit differierenden Konflikt- und Interaktionskulturen, 
wie etwa bei Opel in Bochum und in Rüsselsheim, bei Ford in Köln oder 
bei VW in Wolfsburg, obgleich sich dabei die Einstellungen und Koope-
rationsbereitschaft der Geschäftsleitungen und die Durchsetzungsfähig-
keit der Betriebsräte durchaus unterschieden.178 So änderten sich die eher 
restriktiven Positionen des Opel-Managements im Laufe der 1980er-Jahre 
erst partiell und allmählich, während das deutsche Ford-Management vor 
dem Hintergrund der Interessenüberschneidungen im Rahmen der »na-
tionalen Koalition« handelte und die Geschäftsleitung bei VW traditionell 
großenteils inkludierend und konsensorientiert agierte. Aufseiten der Inte-
ressenvertretungen hingen die Durchsetzungschancen ihrer Forderungen 
und Politik nicht nur von den Einstellungsmustern der Geschäftsleitungen, 
sondern auch von den Verhältnissen innerhalb der Betriebsräte und von de-
ren Rückhalt in der Belegschaft ab. Im Falle einer zerstrittenen, wenn auch 
unter Umständen durchaus konfliktbereiten Interessenvertretung, wie in 

gen anerkannt. Diese Anerkennung erfolgte somit noch vor der entsprechenden 
europäischen Gesetzesregelung im Jahre 1995. Vgl. ebd., S. 265 f.
177   | Vgl. Turner, Democracy, S. 148 f.
178   | Vgl. zusammenfassend ebd., S. 148–151.

https://doi.org/10.14361/9783839434093-006 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839434093-006
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


»Postfordismus« und Gestaltungspolitik (1980er- bis Anfang der 1990er-Jahre)

277

Bochum, waren sie geringer und stiegen mit dem zunehmenden Konsoli-
dierungs- und Geschlossenheitsgrad an.179

Die Einbeziehung der Betriebsräte in die Entscheidungsfindung und 
Umsetzungsplanung im Rahmen der Unternehmenspolitik ging zugleich 
mit den Verschiebungen in den Intentionen und Orientierungen des Be-
triebsratshandelns einher, in denen die Wandlungsmomente der Mitbe-
stimmungspraxis in den 1980er-Jahren deutlich wurden. In einer besonders 
ausgeprägten Form kamen diese Momente in der »gestaltungspolitischen 
Wende« zum Ausdruck, die die Praxis der Interessenvertretung vor allem 
bei Volkswagen, aber auch in anderen Unternehmen kennzeichnete. Die 
Hinwendung zur Gestaltungpolitik als aktiver, offensiver Interessenvertre-
tungspolitik bedeutete eine Schwerpunktverlagerung der Betriebsratsaufga-
ben und -funktionen vom Schutz der Beschäftigten und von der Kontrolle 
der Geschäftsleitung hin zur Gestaltung der Arbeitsprozesse, der Arbeits-
organisation und des technologischen Wandels sowie eine entsprechende 
Veränderung der Rolle und des Selbstverständnisses der betrieblichen Inte-
ressenvertretung.180 Wie sich solche Veränderungsprozesse vor dem Hinter-
grund der spezifischen Handlungskonstellationen entfalteten und welche 
Stellung sie im Rahmen der Betriebsratspolitik einnahmen, lässt sich exem-
plarisch an den Beispielen von Ford und Volkswagen verdeutlichen.

Für die Zusammensetzung und die Beziehungsmuster innerhalb der 
Interessenvertretung waren sowohl in Köln als auch in Wolfsburg relative 
politische Einheit und Geschlossenheit charakteristisch. Während sie bei 
VW jedoch ein historisch gewachsenes, in der betrieblichen Sozialordnung 
wurzelndes Merkmal darstellten, wurden sie bei Ford erst im Laufe der 
1980er-Jahre inkrementell erreicht. Die Geschlossenheit der (von der IG 
Metall dominierten) Ford-Interessenvertretung resultierte somit vor al-
lem aus der gezielten Politik der Betriebsratsspitze, die ausgehend von den 
Erfahrungen der Gespaltenheit, Konflikte und Fraktionskämpfe in den 
1970er-Jahren bemüht war, einen möglichst weitreichenden Zusammen-
halt unterschiedlicher Positionen und Orientierungen – u. a. durch inter-
ne Treffen und Diskussionen im Vorfeld der Betriebsratswahlen – herzu-
stellen.181 Zu dieser Entwicklung trug auch die Situation der deutschen 

179   | Vgl. ebd., S. 130, 150.
180   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 214, 225 f. u. ö.
181   | Vgl. Turner, Democracy, S. 139 f.
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Standorte und ihres Managements in deren Verhältnis zur europäischen 
Holdinggesellschaft bei. Durch den Verweis auf den gemeinsamen Gegner 
Ford of Europe konnten die Integrations- und Konsolidierungsprozesse der 
Interessenvertretung im Rahmen der »nationalen Einheit« vielfach unter-
stützt werden.182

Unter diesen Bedingungen, unter denen die Kooperation mit dem Ma-
nagement nur in bestimmten Grenzen möglich war, griff der Betriebsrat 
zur Erreichung seiner Ziele neben den Vereinbarungen und Absprachen 
im Kontext der »nationalen Koalition« auch auf rechtliche Druckmöglich-
keiten, die Verweigerung von Überstunden sowie die Mobilisierung der 
Belegschaft und zum Teil der Öffentlichkeit zurück.183 Im Rahmen der Er-
weiterung und Neuausrichtung der Tätigkeitsbereiche übernahm er auch 
Aufgaben, die einen Einfluss auf die Gestaltung der Produktionsorganisa-
tion, der Kostenstruktur oder des Arbeitskrafteinsatzes implizierten bzw. 
ermöglichten. Durch selbstständiges Agieren als direkter Verhandlungs-
partner der amerikanischen Firmenleitung, die Entwicklung alternativer 
Investitionspläne und die Beanstandung der Modell- und Marketingstra-
tegien tangierte die Interessenvertretung damit auch die Kompetenzfelder 
des Managements.184

Die Aktivitäten des Ford-Betriebsrats in all diesen Bereichen entfalteten 
sich allerdings  – wiewohl sein Vorsitzender Anfang der 1990er-Jahre zu 
einem der ersten konsequenten gewerkschaftlichen Verfechter der Idee des 
»Co-Managements« in der Automobilindustrie wurde185 – vor allem in Be-
zug auf die Gegnerschaft gegenüber Ford of Europe und die Kritik an des-
sen Politik. Im Hinblick darauf trugen sie eher Züge eines »Gegen-« oder 
parallelen Managements, dessen Funktionen vornehmlich im Aufzeigen 
der Fehler, Mängel und »Machenschaften« der europäischen Holdinggesell-
schaft, in der Verhinderung von einer »Diskriminierung« der deutschen 
Werke und weniger in der Ausübung zentraler, maßgeblicher manageriel-

182   | Vgl. dazu Fetzer, Paradoxes, S. 84–88.
183   | Vgl. Fetzer, Europäisierung, S.  297 f. Vgl. auch Archiv für soziale Bewe-
gungen Bochum, Sammlung Wolfgang Schaumberg, 1798 (Rudolf Bambach, 
4.3.1989).
184   | Vgl. beispielsweise Fetzer, Europäisierung, S.  296, 299; Fetzer, Paradoxes, 
S. 134.
185   | Vgl. Fetzer, Europäisierung, S. 287, 300.
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ler Funktionen bestanden. Dementsprechend stand in der Selbstwahrneh-
mung des Betriebsrats bzw. seines Vorsitzenden in erster Linie die »Wäch-
ter«-Funktion in Bezug auf Ford of Europe im Vordergrund.186 Bei der 
Hinwendung des Ford-Betriebsrats zu gestaltungspolitischen Praxisfeldern 
blieb somit der Stellenwert seiner Kontrollfunktionen erhalten und diese 
Konstellation spiegelte die Mehrschichtigkeit der Entwicklungsprozesse 
der Mitbestimmung wider.

Die »gestaltungspolitische Wende« der Interessenvertretung bei Volks-
wagen fand demgegenüber vor dem Hintergrund von anders, »mikrokor-
poratistisch«187 gelagerten Struktur- und Handlungsbedingungen statt. 
Der Betriebsrat trat dabei mit eigenen Planungs- und Organisationskon-
zepten auf, die einen Gegenentwurf zu den vorwiegend kostenorientierten 
Rationalisierungsstrategien der Geschäftsleitung bildeten. In dem größe-
ren Zusammenhang der Beschäftigungssicherung waren seine Intentionen 
und Zielsetzungen vor allem auf die Verbindung von Verbesserung bzw. 
Humanisierung der Arbeitsbedingungen und wirtschaftlicher Effizienz 
gerichtet.188 In dieser Hinsicht knüpfte er an die Entwicklungstendenzen 
der Mitbestimmungspraxis bei VW seit den 1970er- und frühen 1980er-
Jahren an. Hatte zuvor allerdings vornehmlich die soziale Beherrschbar-
keit des technologischen und organisatorischen Wandels im Mittelpunkt 
der Betriebsratsaktivitäten gestanden und wurde hierbei die Richtlinien-
kompetenz des Managements in Bezug auf die Bestimmung der Unter-
nehmenspolitik, die Organisation der Produktion und die technologische 
Modernisierung anerkannt, rückte nunmehr – in der zweiten Hälfte der 
1980er-Jahre – die aktive, offensive Beeinflussung der Gestaltungsprozesse 
im Bereich der Arbeitsorganisation bzw. Rationalisierung in den Vorder-
grund.189

186   | Vgl. Fetzer, Paradoxes, S. 133 f.
187   | Vgl. Turner, Democracy, S. 119.
188   | Vgl. Haipeter, Mitbestimmung, S. 225 u. ö.
189   | Vgl. Hiller, Walter: Die Zukunft der Interessenvertretung. Neue Aufgaben 
im Zeichen sich wandelnder Belegschaftsstrukturen, in: Industriegewerkschaft 
Metall für die Bundesrepublik Deutschland (Hg.), Zukunft der Automobilindust-
rie. Symposium der IG Metall Wolfsburg in Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat 
der Volkswagen AG Werk Wolfsburg vom 25. bis 27. November 1986 in der Stadt-
halle Wolfsburg, Wolfsburg 1987, S. 133–143; Haipeter, Mitbestimmung, S. 201 f., 
221–223, 225 f.
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Kapitel V

Für die Funktions- und Rollenwahrnehmung der Interessenvertre-
tung bedeutete diese Entwicklung ebenfalls eine Stellenwertverschiebung: 
Neben den Schutz- und Kontrollfunktionen gewannen die Gestaltungs-
funktionen an Gewicht und Relevanz, sodass der Betriebsrat zunehmend 
als »Promotor des Wandels« und der Innovationen auftrat.190 Die Ausfül-
lung einer solchen Rolle war jedoch nur unter der Voraussetzung mög-
lich, dass die Wettbewerbsorientierung des Unternehmens grundsätzlich 
akzeptiert und bejaht wurde. Daraus ergaben sich wiederum potenzielle 
Zielkonflikte, konnten doch die Bemühungen um den Beschäftigungs-
erhalt oder die Verbesserung der Arbeitsbedingungen mit der unterneh-
merischen Zielsetzung einer weitgehenden Kostenminimierung in der 
verschärften Konkurrenzsituation kollidieren.191 Aus dieser Spannung 
resultierte auch der handlungsbezogene Gehalt des Produktivitäts- und 
Wachstumspaktes bei VW, der vom Betriebsrat mitgetragen wurde. Im 
Gegenzug zu den Beschäftigungs- und Standortgarantien des Unterneh-
mens in Deutschland unterstützte er etwa die Erweiterungsinvestitionen 
im Ausland und stimmte der Reduktion der Kosten und der Erhöhung der 
Arbeitsproduktivität zu.192

Die »gestaltungspolitische Wende« der Interessenvertretung ging viel-
fach mit Vorstößen in Bereiche einher, die traditionell zu den Prärogativen 
des Managements gehörten. Gleichwohl entwickelten sich diese Elemente 
des Betriebsratshandelns auch bei Volkswagen nicht unmittelbar in Rich-
tung eines Co-Managements, bei dem die Interessenvertretung gleichsam 
ergänzend Managementfunktionen übernahm. Die Aktivitäten des Be-
triebsrats umfassten im Hinblick darauf die Ausarbeitung, Aufstellung 
und Aushandlung von Konzepten der Arbeits- und Produktionsorganisa-
tion, die nicht komplementär, sondern alternativ zu den Konzepten des 
Managements waren. Der Realisierungsprozess von diesen Konzepten und 
seine Steuerung blieben eine Aufgabe des Managements, während der Be-
triebsrat in seinen Beziehungen zur Geschäftsleitung seine Rolle als ein ge-
gebenenfalls konfliktbereiter Kontrahent beibehielt.193

190   | Vgl. ebd., S. 214, 226, 250.
191   | Vgl. ebd., S. 202, 228.
192   | Vgl. ebd., S. 218, 250, 268 f.
193   | Vgl. ebd., S. 227.
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Die Wandlungen der Rolle des Betriebsrats waren somit in die Konti-
nuitätsmomente eingebunden. Spiegelten die punktuell neuen, koopera-
tionsbetonten Elemente in den Beziehungen der Betriebsräte zum Manage-
ment den gegenseitigen Lernprozess wider, der durch die technologischen 
Veränderungen und die Umstrukturierungsprozesse der Produktion und 
Arbeitsorganisation befördert wurde, waren die betriebliche Stellung der 
Interessenvertretungen, deren Handlungsspielräume, -orientierungen und 
-wirkungen durch die betrieblichen Sozialordnungen bedingt. Auch die 
Hinwendung der Betriebsräte zu einer Gestaltungspolitik, als Ausdruck 
des Wandels ihrer Rolle und Funktionen, führte nicht nur die Tendenzen 
der 1970er-Jahre fort, sondern sie hatte vielfach die sich ebenfalls bereits in 
den früheren Perioden entwickelnde Professionalisierung der Betriebsrats-
arbeit zur Voraussetzung, die durch diese quantitative und qualitative Er-
weiterung der Praxisfelder ihrerseits begünstigt und verstärkt wurde. Vor 
einem solchen Hintergrund stellten die Tendenzen, Implikationen und 
Stoßrichtungen der Mitbestimmungsentwicklung in ihren mannigfachen 
Wechselwirkungen Manifestationen von institutionellen und funktionel-
len Anpassungsprozessen dar, die als übergreifendes Moment durch alle 
betrieblichen Spezifika hindurch diese Entwicklung begleiteten.
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